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KURZ BERICHTET

BUNDESFACHAUSSCHUSS POLIZEIVERWALTUNG:

Wir stellen uns vor
Im BFA Polizeiverwaltung spie-

gelt sich fast die gesamte Polizei-
verwaltung von Deutschland
wieder, da die meisten Landes-
bezirke/Bezirke durch eine Kolle-
gin oder einen Kollegen vertreten
sind. Der Bundesfachausschuss,
mit seinem Vorsitzenden Michael
Laube, Berlin,  kümmert sich im
Großen und Ganzen um alle Be-
reiche, die dafür sorgen, dass die
Kolleginnen und Kollegen der
Exekutive ordentlich ihre Aufga-
ben erfüllen können. Dabei sind
oft Themenkomplexe zu bearbei-
ten, die nicht gleich auf den ersten
Blick zu erkennen sind, da die
Polizeiverwaltung in den aller-
meisten Fällen im Hintergrund
agiert. Wer macht sich zum Bei-
spiel schon Gedanken, was alles
veranlasst werden muss, damit die
richtigen Einsatzmittel zur richti-

gen Zeit am richtigen Ort funkti-
onsfähig vorhanden sind. Oder
wer weiß schon wie viele Unter-
schriften für eine Ernen-
nung notwendig sind.
Hier kommen dann wir,
die Tarifbeschäftigten
und Verwaltungsbeam-
tinnen und -beamten der
Polizeiverwaltung ins
Spiel. Fast alle Themen
rund um die Verwal-
tungsreformen/neuen
Steuerungsmodelle wer-
den von uns nahezu seit
der ersten Stunde kon-
struktiv und kritisch be-
gleitet. Hierbei ist natürlich von
unschätzbarem Vorteil, dass viele
von uns dienstlich mit diesen The-
men vertraut sind. Denn die Kol-
leginnen und Kollegen im Bundes-
fachausschuss Polizeiverwaltung

sind in den klassischen Verwal-
tungsbereichen tätig: Haushalt, Or-
ganisation, Personal und Innerer
Dienst. So sind sie in der Lage und
auch Willens, ihr fachkundiges
Wissen einzubringen und so man-
che Fehlentwicklung zu verhin-
dern oder aber auch innovativ, wie

z. B. bei der Einführung der Tele-
arbeit im Polizeibereich, tätig zu
werden. Der Ausschuss tagt in der
Regel zwei Mal im Jahr, tritt aber
auch bei „Sonderaufträgen“ des
Bundesvorstandes der GdP oder

Der Bundesfachausschuss Polizeiverwaltung.            Foto: BFA Polizeiverwaltung

BUNDESPOLIZEI: Neuorganisation
Die Neuorganisation der Bun-

despolizei nimmt konkrete For-
men an. Zukünftig werden einem
Bundespolizeipräsidium als Ober-
behörde, mit Sitz in Potsdam, zehn
Direktion (neun Regionaldirek-
tionen und eine Direktion für die
Bundespolizeibereitschaftsab-
teilungen) nachgeordnet sein. Da-
mit soll, so die Absicht des Bundes-
innenministers, der Effektivität der
Aufgabenerfüllung der Bundespo-

GEW/GDP-PRESSEKONFERENZ:

Lehrkräfte vor Internet-Mobbing besser schützen
Einen Verhaltenskodex an

Schulen und klare gesetzliche
Regelungen zum Schutz von
Lehrkräften vor Mobbing im
Internet oder per Handy haben
die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) und die
Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Mitte Juli während einer gemein-
samen Pressekonferenz in Berlin
gefordert.

Es müsse Kindern und Jugend-
lichen deutlich gemacht werden,

dass nicht nur körperliche Gewalt
von der Gesellschaft, in die sie hi-
neinwachsen sollen, geächtet
wird, sondern auch psychische
Gewalt, sagte der GdP-Bundes-
vorsitzende Konrad Freiberg.
„Ein Opfer psychischer Gewalt
kann ein Leben lang traumatisiert
bleiben, während ein blaues Auge
irgendwann einmal heilt. Die heu-
te zur Verfügung stehenden Mas-
senkommunikationsmittel wie
Telefon und Internet machen

Feldzüge gegen die Integrität ei-
nes Menschen für jeden möglich.
Zur Medienkompetenz, die mehr
denn je an Schulen vermittelt
werden muss, gehört auch die un-
missverständliche Vermittlung
der einschlägigen Straf- und
Zivilrechtsbestimmungen und
deren weit reichende Folgen,
wenn sie missachtet werden“, be-
tonte Freiberg.

„Die Gesellschaft hat offenbar
wenig Interesse, dass Schulen ih-

ren Auftrag erfolgreich wahrneh-
men können – wie sonst ist zu er-
klären, dass Gelder für Präven-
tionsmaßnahmen seit Jahren ge-
kürzt werden, Schulpsychologen

und Sozialarbeiter an allen Ecken
und Enden fehlen“, ergänzte der
GEW-Vorsitzende Ulrich Thöne.

Red.

lizei größere
Rechnung ge-
tragen werden,
so dass die
Bundespolizei
für ihre zu-
künftige Aus-
richtung bes-
ser aufgestellt ist. Der Ober-
behörde wird der bisherige Präsi-
dent West, Matthias Seeger (Foto)
als Präsident vorstehen. Die Ge-

werkschaft der Polizei (GdP), Be-
zirk Bundespolizei, wünscht ihm
für seine Aufgabe alles Gute und
eine glückliche Hand in seiner
Amtsführung und seinen Ent-
scheidungen. „Dabei verhehlen
wir nicht, dass es bis dato zu erheb-
lichen Kommunikations- und
Begründungsproblemen im Zu-
sammenhang mit den Reform-
entscheidungen kam.

Dem eingetretenen Vertrauens-
verlust bei unseren Kolleginnen
und Kollegen kann nur durch die

– vollmundig – angekündigte
Transparenz in dieser schwierigen
Zeit entgegen getreten werden“,
so der Vorsitzende des Bezirks
Bundespolizei der GdP, Josef
Scheuring, zu der bisherigen, aus
Sicht der GdP kritikwürdigen, Ab-
läufen im Bundesinnenministe-
rium im Zusammenhang mit der
Umsetzung der Neuorganisation.

Weiteres unter:
www.gdp-bundespolizei.de

Martin Schmitt

bei Bedarf in kleinerem Rahmen
in Workshops zusammen. Als
nächste große Arbeitsziele haben
sich der BFA Polizeiverwaltung
vorgenommen, die Themen
Facility-Management und Privati-
sierung, wie auch die Einsatz-
versorgung kritisch zu betrachten.

Wir wollen uns auch mit dem Be-
rufsbild der Tarifbeschäftigten und
Verwaltungsbeamten in der Poli-
zei, sowie der Zukunft der Verwal-
tung in der Polizei auseinander-
setzen.                                       MiLa



9/2007 Deutsche Polizei  3

Nachruf:
Heinrich Meyer

Der GdP-Landesbezirk
Baden-Württemberg trauert
um seinen langjährigen
Ehrenvorsitzenden Heinrich
Meyer, der am 24.7.2007,
wenige Monate vor  seinem
75. Geburtstag, nach länge-
rer Krankheit verstorben ist.
Heinrich Meyer, geboren am
23.9.1932 in Fallingbostel,
trat 1959 in die GdP ein und
war seit dieser Zeit in ver-
schiedenen Gremien der
GdP  aktiv.

Seine gewerkschaftliche
Karriere begann 1959 als
stellvertretender Kreis-
gruppenvorsitzender der
Kreisgruppe Horb, 1964
wurde er Vorsitzender der
Kreisgruppe Rottweil.
Seit 1962 gehörte er ver-
schiedenen Gremien auf
Landesebene an.

1962 bis 1964 war er Mit-
glied des Landeskontrollaus-
schusses, von 1964 bis 1968
Mitglied des Landesvor-
standes. Nach 13 Jahren in
der Funktion des stellvertre-
tenden Landesvorsitzenden
wurde er 1981 zum Vorsit-

zenden des GdP-Landes-
bezirks Baden-Württemberg
e. V. gewählt. Diese Funktion
übte er insgesamt 13 Jahre,
bis zum Tage seiner Pensio-
nierung
aus.
Während
dieser
Zeit ge-
hörte
Heinrich
Meyer
insgesamt
12 Jahre
auch dem
Geschäfts-
führenden
Bundesvorstand der GdP an.

Heinrich Meyer gehörte
33 Jahre lang verschiedenen
Personalratsgremien an, war
von 1970 bis 1982 Vorsitzen-
der des CDU-Arbeitskreises
Polizei.

Seit 1982 war Heinrich
Meyer Ehrenvorsitzender
der Gewerkschaft der Poli-
zei, Landesbezirk  Baden-
Württemberg e.V. und war
seit 1986 Träger des
Bundesverdienstkreuzes.

TARIFRUNDE 2008:

Gemeinsam für höhere Löhne
„Nachhaltige lineare Lohn-

steigerungen für die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes“
forderten die Vorsitzenden der
Vereinten Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di), Frank
Bsirske, der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW),
Ulrich Thöne, und der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Konrad
Freiberg. Sie betonten anlässlich
eines Treffens Mitte August in
der Berliner GdP-Geschäftsstel-
le, dass nach drei Jahren Real-
lohnverlust der Beschäftigten bei

Kommunen und Bund nun die
Abschlüsse der großen Wirt-
schaftsbranchen im Jahre 2007
„Orientierungspunkte“ für die
Anfang 2008 beginnende Tarif-
runde seien.

Wenige Monate vor dem Be-
ginn der Verhandlungen mit den
Arbeitgebern des öffentlichen
Dienstes erklärten die Gewerk-
schaftsspitzen, dass wie bisher
ver.di, GEW und GdP in einer
gemeinsamen Tarifkommission
zusammenarbeiten werden.

Red.
Fortführung erfolgreicher Zusammenarbeit: (v. l.)  Frank Bsirske (ver.di),
Konrad Freiberg (GdP), Ulrich Thöne (GEW)                     Foto: Zielasko

Der GdP-Bundesvorsitzende, Konrad Freiberg, unterstützte Mitte August
die „fürsorgliche Belagerung“ des Roten Rathauses in Berlin. Gemein-
sam mit dem Berliner GdP-Landesbezirksvorsitzenden, Eberhard Schön-
berg, forderte er den Berliner Senat auf, „in Bewegung zu kommen“.
Nach jahrelangem Lohnverzicht müsse es für die Beschäftigten des
Landes Berlin wieder mehr Geld geben. Foto: Pü

DEUTSCHE POLIZEI:

Hohe Vertrauenswerte

BERLIN:

Lediglich Medizinern vertrau-
en die Deutschen mehr als der
Polizei, so eines der Ergebnisse
der international durchgeführten
Studie „GfK Vertrauensindex
2007“ der GfK Custom Research
in Nürnberg. Mit den Lehrern
dagegen liegt die Polizei gleich-
auf. Von den 18 Polizeien der

Umfrage-Länder hat die däni-
sche Polizei leicht die Nase vorn,
Deutschland und Schweden hal-
ten den zweiten Rang. Am we-
nigsten Vertrauen genießt die
rumänische Polizei.
Mehr zu diesem Thema bietet die
GdP-Homepage www.gdp.de
unter dem Suchwort „GfK“.  Red.

Fürsorgliche Belagerung
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Zu: Alterskollaps bei
der Polizei, DP 7/07,
Leserbrief von
Franz Josef Fingerhut,
DP 8/07

Dieser Beitrag lässt mich
wieder auf ein Neues an der Per-
sonalpolitik der Polizei zweifeln.

Man lässt Kollegen mit 60,3
Jahren  Altersdurchschnitt, die
wahrscheinlich auch schon dem-
entsprechend viele Dienstjahre
im operativen Dienst haben ar-
beiten und Beamte (Ex-Beamte
–  in meinem Fall) die auch ar-
beiten wollen schickt man mit
unerklärlichen Begründungen
und unter Missachtung von Gut-
achten (z. B. Polizeiärzten) mit 29
Jahren in den Ruhestand.

Ich will damit aber nicht sagen,
dass die älteren Kollegen nicht
arbeiten wollen. Es geht mir
mehr oder weniger darum, das
man die älteren Kollegen, die
zudem schon mit einem Bein im
Ruhestand stehen, mit dem Ein-
satz jüngerer Beamte entlasten
und unterstützen sollte.

Ich könnte diese Sache gern
noch weiter ausführen, jedoch
wollte ich mit meinem Schreiben
nur kurz darlegen, das es wohl
nicht gewollt ist, die Polizei im
gewissen Rahmen jung und ein-
satzfähig zu halten.

Da ich nun mehr oder weni-
ger nicht mehr bei der Polizei
(Bundespolizei) bin, kann ich ei-
gentlich nur sagen: ich hoffe, die
älteren Kollegen haben dann
auch noch was davon, wenn sie
berechtigt in den Ruhestand ge-
hen (ich kenne Fälle da war es
leider nicht so).

Dirk Reder, per E-Mail

Zu: Seniorenarbeit –
notwendiger denn je!,
DP 8/07

Im genannten Artikel kriti-
siert der Bundesseniorenvor-
sitzende pauschal die Senioren-
arbeit in den Landesbezirken
und wirft den Verantwortlichen
vor „den Seniorinnen und Seni-
oren nicht den notwendigen Res-

Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück und seine Kabi-
nettskollegen werden sich im
verdienten Sommerurlaub
entspannt zurückgelehnt haben.
Die Gelder sprudeln nur so in
die gut gehütete Haushalts-

kasse, der Aufschwung hält an
und die Bundesagentur für Ar-
beit meldet regelmäßig neue
Niedrigstände bei den Arbeits-
losenzahlen. Ja, so kann selbst
der Job eines Finanzministers
Spaß machen. Nun sind endlich
die Gelder vorhanden, um den
maroden Bundesaushalt zu sa-
nieren und im Rahmen der mit-
telfristigen Finanzplanung
Haushaltspläne zu präsentie-
ren, die nicht im Ruch der
Verfassungswidrigkeit stehen.
Das Leben könnte so einfach
sein, wären da nicht noch die
Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes mit ihren Forderun-
gen nach mehr Geld: wie ärger-
lich!
Seit Jahren stehen die Tarif-
beschäftigten und die Beamtin-
nen und Beamten des Bundes
im Schatten der Gesamtein-
kommensentwicklung. Obwohl
die Arbeit durch Aufgabenzu-
wachs und Personalkürzung si-
cher nicht weniger geworden
ist, sind die öD-Beschäftigten

vom allgemeinen Aufwärts-
trend abgeschnitten. Dies gilt
auch für die Beschäftigten der
Polizei. Eine Institution, eine
Berufsgruppe, die sich einem
hohen Vertrauensvorschuss der
Bevölkerung sicher sein kann.
Lediglich Medizinern vertrauen
die Deutschen mehr als der Po-
lizei und den gleichbewerteten
Lehrern, so eines der Ergebnis-
se der international durchge-
führten Studie „GfK Ver-
trauensindex 2007“ der GfK
Custom Research in Nürnberg.
Während andere Sparten nun
hohe Tarifabschlüsse erzielt ha-
ben – Chemie und die Holz und
Kunststoff verarbeitende Indus-
trie mit jeweils 3,6 Prozent; die
Metallindustrie mit 4,1 Prozent,
der Durchschnitt der Tarifab-
schlüsse liegt übrigens bei 3,7
Prozent – soll der öffentliche
Dienst nach Auffassung des
Arbeitgebers Bund der Ge-
samteinkommensentwicklung
hinterherhinken. Denn, so
mahnt das Duo Wirtschafts-
minister Glos und Finanz-
minister Steinbrück, der Auf-
schwung könne ja abrupt
enden, da müssten die Beschäf-
tigten schon Verständnis dafür
aufbringen, dass man erst
einmal die Kassenschieflage
in Ordnung bringt, bevor man
sich über Lohn- und Gehalts-
steigerungen unterhält. Die
Steuerschätzungen der Exper-
ten sprechen eine andere Spra-
che, danach wird der Geldstrom
in die Staatssäckel nicht vereb-
ben.
Bedauerlicherweise haben wir
schon heute unterschiedliche
Regelungen in der Besoldung
in Bund und Ländern wie auch
im Tarifbereich TVöD und dem
Tarifvertrag der Länder. Der
eine hat mehr im Portemon-
naie, der andere muss die Null-
runde hinnehmen. Eine nach-
vollziehbare Begründung für
diesen Zustand hat aber keiner
der dafür Verantwortlichen.

Nun stehen wir im Bund wie
den Ländern, unter anderem
in Hessen und Berlin, vor wei-
teren Tarif- beziehungsweise
Besoldungsrunden. Eines steht
fest: Die öD-Beschäftigten
müssen am Aufschwung betei-
ligt werden und spürbare wie
nachhaltige Einkommens-
steigerungen erhalten. Für die
Wirtschaftsentwicklung
Deutschlands wäre es fatal,
wenn eine große und wichtige
Gruppe von Verbrauchern
weiterhin so knapp gehalten
wird, dass sie den Cent für das,
was über den täglichen Bedarf
hinausgeht, dreimal umdrehen
müssen, bis er in der Laden-
kasse verschwindet. Zudem
wäre es schlicht ungerecht, die
Beschäftigten des Bundes, in
Hessen und Berlin, nicht am
Wirtschaftsboom teilhaben zu
lassen.
Und zuguterletzt würde eine
anhaltende Abkoppelung von
der Gesamteinkommens-
entwicklung den öffentlichen
Dienst für qualifizierte Bewer-
ber noch unattraktiver machen,
was unter dem Strich zu einer
Verschlechterung der Leis-
tungsfähigkeit und Leistungs-
bereitschaft des öffentlichen
Dienstes führen wird.
Für die kommenden Verhand-
lungen rechnen die Gewerk-
schaften mit fest betonierten
Positionen der Arbeitgeber-
seite.
Dieses Bollwerk der Arbeit-
geberseite können die Ge-
werkschaften nur mit uneinge-
schränkter Einigkeit auf-
brechen. Nur gemeinsam
können vorzeigbare Ergebnisse
für die Beschäftigten erzielt
werden. Das dies funktioniert,
haben die Arbeitskämpfe 2006
in den Ländern eindrucksvoll
bewiesen.

Spürbar mehr Lohn und Gehalt
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Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

pekt entgegen zu bringen“. Wenn
dem so wäre, dann muss er sich
fragen lassen, was er seit seiner
Wahl zum Vorsitzenden im April
2006 bisher dazu beigetragen hat,
um diese von ihm festgestellten
Mängel im Organisationsbereich
abzustellen.

Der Artikel sollte wohl aufrüt-
teln. Es stellt sich aber die Frage,
wen er damit aufgerüttelt hat?
Für mich sind diese Äußerungen
ein Schlag ins Gesicht, für alle
diejenigen Landesbezirke z. B.
Rheinland-Pfalz, in denen seit
Jahren vorbildliche Senioren-
arbeit geleistet wird. Wenn dies
in einzelnen Landesbezirken
nicht der Fall sein sollte, so wäre
er doch „von Amts wegen“ dazu
aufgerufen, sich mit den dort Ver-
antwortlichen um eine bessere
Vertretungsarbeit zu bemühen,
anstatt die Öffentlichkeit zu wäh-
len und damit die Seniorenarbeit
der Gewerkschaft der Polizei
insgesamt in ein schlechtes Licht
zu rücken. Ebenso bringen uns
Rundumschläge nicht weiter; im
Gegenteil, sie verunsichern unse-
re treuen Mitglieder und sind
Wasser auf die Mühlen derer, die
wegen den spürbaren Einschnit-
ten im Renten- und Versorgungs-
recht und der bevorstehenden
massiven Steigerung der Lebens-
haltungskosten eine weiteren
Grund suchen, um unsere Ge-
werkschaft der Polizei zu verlas-
sen.

Dem Bundesseniorenvor-
sitzenden empfehle ich, uns an-
stelle von pauschalen Vorwürfen
in Zukunft mit mehr Informati-
onen und ansprechenden
Seniorenartikeln zu versorgen.

Heinz Koch, Betzdorf

FORUM

Ich stimme den Ausführungen
des Kollegen Jung voll und ganz
zu. Aber lieber Kollege, warum
so anonym? Kritik und Lob ist
immer ein nützliches Instrument
Missstände zu überwinden oder
gute Erfahrungen zu verallge-
meinern. Wer sind denn die
Landesbezirke die da den Seni-
oren nicht den nötigen Respekt

entgegenbringen? Ich kann mir
gut vorstellen, dass diese, wenn
öffentlich in unserer Zeitschrift
benannt, bestrebt sein werden,
das Versäumte nachzuholen und
dabei die guten Erfahrungen der
Landesbezirke „die sich gegen-
über Seniorenvorständen kor-
rekt verhalten“, wie du schreibst,
nutzen möchten, sofern diese
Aktivitäten auch bekannt wer-
den. Die Arbeit mit den Senio-
ren ist so vielschichtig, dass man
nicht genug darüber erfahren
kann – über das Was und Wie. Es
wäre doch begrüßenswert, wenn
du die Landesseniorenvorstände
in der DP aufrufen würdest, über
ihre Arbeit konkret zu berichten,
oder was konkret getan wurde,
kritikwürdige Zustände zu über-
winden.

Wir wollen doch, dass unsere
Seniorinnen und Senioren einen
Sinn darin sehen, Mitglied unse-
rer Gewerkschaft, auch nach ih-
ren Ausscheiden aus dem aktiven
Dienst, zu bleiben.

„Die Lage ist jedenfalls ernst,
und man sollte sie nicht schön
reden“ wie du schreibst. Also
handeln wir auch danach.
Siegfried Böttinger, per E-Mail

Zu: Heiligendamm –
Ein Einsatz wie jeder
andere?, DP 8/07

Herzlichen Dank für den Ver-
such die Bereitschaftspolizei
dem Leser der DP näher zu brin-
gen. Aber dieser Artikel zeigte,
aus Sicht der bayerischen Ein-
satzkräfte, nur einen Bruchteil
des Geschehenen.

Die Einsatzkräfte verbrachten
zum Teil, mit nur wenigen Tagen
Unterbrechung, zwei Mal 10 Tage
im Bereich von Heiligendamm.
Während der G8-freien Tage
durften sie in ihrer Heimat noch
schnell 8 Einsätze (überwiegend
zur Nachtzeit) ableisten. Einsatz-
zeiten von 12 Stunden mit drei
Stunden An- und Abfahrt plus
notwendiger Vor- und Nachberei-
tung weisen auf eine (menschen-
verachtende) amateurhafte Ein-
satzvorbereitung hin.

Die Unterkunft in Demen
(eine über mehrere Jahre aufge-
lassene NVA/BW-Kaserne) ver-
fügte überwiegend über 4-Bett-
Zimmer, ohne ausreichende
Verdunkelungsmöglichkeiten
und ohne Aussicht aufs Meer.

Das auf Verpflegung speziali-
sierte Unternehmen war nach
Aussage der Verantwortlichen
von „Kavala“ der Schlechteste
den man bekommen konnte. In
den Kasernengängen Hunderte
von Overalls und Einsatzstiefeln
zum „auslüften“. Da war nichts
von Strandidylle à la Stralsund zu
spüren.

Mehrfach wechselnde Unter-
stellungsverhältnisse in verschie-
denen Einsatz- und Unterab-
schnitten ohne Vorbesprechung
(meist als Alarmfahrt) ohne
Kartenmaterial und notwendiger
Funkkanäle da diese auch für
benachbarte Einsatzabschnitte
„geheim“ gehalten wurden.
Selbst wenn für die Einsatzkräfte
eine Strategie des Einsatzes zu
erkennen gewesen wäre, sind das
untragbare Zustände.

Schutz eines Zaunes um
Heiligendamm, weit abgesetzt
von den Fahrzeugen (bis zu 30
Stunden) 28 Grad Außentempe-
ratur, Körperschutzausstattung
inklusive, Verpflegung muss ein-
geflogen werden und die Entsor-
gung bleibt dem Kollegen/der
Kollegin in unmittelbarer Nähe
von Störern selbst überlassen.
Einsatzkräfte verzichten auf Ge-
tränke, weil sie nicht hinter hoch-
gehaltenen Bettlaken ihre Not-
durft verrichten wollen.

Mehr als 50  verletzte (baye-
rische) Kollegen wegen der de-
eskalierenden Einsatztaktik
(Was ist eigentlich das Gegenteil
davon?). Teilweise sind die Kol-
legen immer noch dienstunfähig.

Menschenverachtende Presse-
statements, im Nachhinein, von
„Kavala“ zum Ziel des Einsatzes.

Der einzige „positive“ Aspekt
des Einsatzes war, dass sich
zumindest einige Bundesländer
zur einzig vernünftige Stunden-
vergütung (1:1) durchringen
konnten.

Beim größten Einsatz der Ge-
schichte der Bundesrepublik
wird der Digitalfunk unter größ-
tem Zeitdruck getestet. Sämtli-
che Führungsdienststellen wi-
ckeln ihren notwendigen Funk-
verkehr über Digitalfunk ab,
ohne eine Rückfallebene auf
Analogfunk. Aufgrund geringer
Bandbreiten und einer viel zu
großen Anzahl von Sprechstellen
kommt es zu erheblichen Proble-
men im Funkverkehr.

Einsatzkräfte bekommen ihre
Digitalfunkgeräte ohne Einwei-
sung am Tag des Einsatzes.

Operative Einheiten sind auf
Radiodurchsagen angewiesen
um in der Lage zu leben. Wichti-
ge Bereiche, wie KOST Ret-
tungswesen, erhalten überhaupt
keine Funkgeräte.

Ich habe meine Zweifel, ob
man das als erfolgreichen Einsatz
bezeichnen kann.

Harald Wagner, per E-Mail

Zu: Deutsches Digital-
funknetz war erfolgreich
im Einsatz, DP 8/07

Einsätze unter diesen Bedin-
gungen braucht kein Mensch
(Kollege/Kollegin).

Harald Wagner, per E-Mail
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TITEL
MISSION AFGHANISTAN

Wer zu früh geht, den bestraft das Leben

Raus aus Afghanistan?

Wie soll es weitergehen in Afghanistan? Dass die interna-
tionale Mission am Hindukusch bislang nicht die Erfolge
gebracht hat, die man sich erhoffte, schürt gegenwärtig
die Diskussionen: Was haben wir in Afghanistan verloren?
Wir sollten uns da raus ziehen – so die einen. Andere
wiederum sehen in einer Verlängerung der Bundeswehr-
Mandate und sogar in einer Aufstockung der Truppen eine
realistische Erfolgschance.
Der Terrorismus-Experte Berndt Georg Thamm beleuchtet
6 Jahre nach den Anschlägen des 11. September das
aktuelle Afghanistan-Problem und die gegenwärtige
Diskussion um die deutsche Präsenz am Hindukusch.

Von Berndt Georg Thamm

„Militärs als Ersatz für Po-
litik und Verwaltung: Eine
Totgeburt. Kein Soldat der
Welt ist ausgebildet, um zivi-
le, politisch-administrative
Strukturen aufzubauen. Des-
halb waren alle ausländischen
Soldaten nicht nur in Afgha-
nistan von Anfang an struktu-
rell überfordert. Sie müssen
und sie werden politisch schei-
tern, auch beim außen-
gesteuerten Neuaufbau. …

Es reicht nicht, hineinzuge-
hen. Man muss wissen, für
welches politische Ziel man
wo wie lange bleibt und vor
allem, wie man wieder heraus-
kommt.“

Michael Wolffsohn, Profes-
sor an der Bundeswehr-Uni-
versität in München im No-
vember 2006Ein deutscher Polizist spricht am 30. April 2007 in der von der deutschen Polizei

geleiteten Schule in Kabul mit Polizeischülern.                                    Foto: dpa

Im Herbst stimmt der Bundes-
tag über die Verlängerung des
Afghanistanmandats der Bun-
deswehr ab. In Relation zu den
Vorjahren wird jedoch wie nie
zuvor über die Mission am
Hindukusch politisch diskutiert;
gibt es für Deutschland doch
mittlerweile drei Mandate, über
die unsere Parlamentarier neu
entscheiden müssen:

Die Afghanistanmandate
der Bundeswehr

Diese beinhalten:
Erstens ein Kontingent für die

US-geführte „Operation En-
during Freedom“ (OEF), mit bis
zu 100 Elitesoldaten des Kom-
mandos Spezialkräfte (KSK).
Das OEF-Mandat umfasst auch
Marineeinheiten am Horn von
Afrika. Darüber hinaus ist die
Bundesmarine im Rahmen der

Bekämpfung des Internationalen
Terrorismus seit Oktober 2001 an
der Operation Active Endeavour
(OAE) beteiligt, zu deren Aufga-
ben die Überwachung des See-
verkehrs im Mittelmeer gehört.

Zweitens die von der NATO-
geführte Schutztruppe „Interna-
tional Security Assistance Force“
(ISAF) mit derzeit 3.054 Bun-
deswehrsoldaten. Die deutschen
ISAF-Kräfte sichern vornehm-
lich in Nordafghanistan militä-

risch die zivile Aufbauhilfe (Stra-
tegie der vernetzten Sicherheit).
Für diese Aufgabe lässt das Man-
dat bis zu 3.500 Soldaten zu.

Drittens werden zurzeit 179
Aufklärungsflüge deutscher  Tor-
nados benötigt. Vom Standort
Masar-i-Sharif fliegen seit Mitte
April sechs Maschinen pro Tag
maximal zwei NATO-Aufklä-
rungseinsätze. Die Flüge gehören
zum ISAF-Einsatz. Ihre Recht-
mäßigkeit wurde Anfang Juli

vom Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) gebilligt.

Während der Bundeswehrein-
satz in Afghanistan in jedem Jahr
450 Millionen Euro kostet, so
Bruno Schoch von der Hessi-
schen Stiftung Friedens- und
Konfliktforschung im Juni, seien
bislang für den zivilen Aufbau
jährlich nur 80 Millionen Euro
ausgegeben worden – inklusive
Polizei.

Deutschlands Rolle
beim Aufbau der Polizei
Afghanistans

Deutschland hatte im April
2002 die Führungsrolle beim
Aufbau der Polizei Afghanistans
übernommen. In den nachfol-
genden fünf Jahren bildeten die
polizeilichen Berater rund 4.000
Polizeioffiziere aus, weitere
14.000 Afghanen durchliefen die
Fortbildungen.
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Diejenigen Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs),
die unter der gegenwärtigen
Regierung der Ungläubigen
ins Land gekommen sind, sind
Werkzeuge der Regierung. Sie
zerstören den Islam, daher
sind alle ihre Aktivitäten ver-
boten, sei es der Bau von Stra-
ßen, Brücken, Kliniken, Schu-
len, Madrasen oder anderem.
Wenn eine Schule trotz War-
nung nicht schließt, soll sie
verbrannt werden.

Regularium Nr. 26 des Mi-
litärischen Regelbuchs der
Taliban („Dschihadi Laay-
ha“) 2006; Übersetzung Dr.
Babak Khalatbari, KAS Team
Asien, Kabul

Mützen von Polizeischülern liegen auf einem Tisch in der von der
deutschen Polizei geleiteten Schule in Kabul.                       Foto: dpa

Für diese zivile Aufgabe hat-
ten Bund und Länder insgesamt
rund 60 Millionen Euro aufge-
bracht. Im Mai übergab Deutsch-
land die Führungsrolle des Poli-
zeiaufbaus an die Europäische
Union. Die weitere Beteiligung
der deutschen Polizei an der
neuen EU-Mission wurde An-
fang Juni vom Bundeskabinett
beschlossen. Seit Mitte Juni sind
mit 160 zusätzlichen Polizeiaus-
bildern fünfmal mehr im Einsatz
als vorher.

Noch ist Afghanistan von ei-
ner landesweiten Befriedung
weit entfernt. Deutschland, so
jüngst der ehemalige Verteidi-
gungsminister und heutige SPD-
Fraktionschef Peter Struck, müs-
se sich noch mindestens zehn
Jahre am Hindukusch engagie-
ren.

Mission Afghanistan –
utopische Mission?

Insbesondere in den letzten
zwei Jahren sind die Zweifel ge-
wachsen, ob sich die ursprüngli-
chen Ziele des Westens in Afgha-
nistan noch umsetzen lassen. Zur
Erinnerung: Vom 31. März bis 1.
April 2004 fand in Berlin die 3.
Internationale Afghanistan-Kon-
ferenz statt. Regierungsdelega-
tionen aus 56 Ländern bekann-
ten sich in einer „Berliner Erklä-
rung“ zur „Vision eines sicheren,
stabilen, freien, prosperierenden
und demokratischen Afghanis-
tan“. Um dieses Ziel zu errei-
chen, verpflichteten sie sich zu
„dauerhaften Anstrengungen für
die Sicherheit, wirtschaftliche
Entwicklung, politische Neuord-
nung und Bekämpfung des
Drogenhandels“. Gut drei Jahre
nach dieser Verpflichtungser-
klärung fällt die Bilanz bitter aus:

Das Risiko für Leib und Le-
ben der Soldaten wird eher hö-
her als geringer. Bisher fielen 25
Bundeswehrsoldaten in Afgha-
nistan, 11 davon durch Fremdein-
wirkung.

Die afghanische Polizei ist
noch immer schwach, nicht sel-
ten korrupt und bei der eigenen

Bevölkerung übel beleumdet.
Ihrer Aufgabe, die innere Sicher-
heit zu gewährleisten, ist sie auf
Jahre nicht gewachsen.

Durch mangelnden Schutz
sind die Fortschritte beim Wie-
deraufbau des Landes mäßig.
Dafür ist die Drogenbekäm-
pfung in Afghanistan außer Kon-
trolle geraten. In ihrem Ende
Juni veröffentlichten „Welt-Dro-
gen-Report 2007“ stellte das
United Nations Office  on Drugs
and Crime (UNODC) fest, dass
alle bisherigen internationalen
Erfolge im Kampf gegen den
Schlafmohnanbau durch die Ent-
wicklung in Afghanistan (An-
baufläche 2006: 165.000 ha,
Opiumernte: 6.610 t) praktisch
zunichte gemacht  werden.

Last not least scheint es jen-
seits des Kreises um den gewähl-
ten Präsidenten Hamid Karsai
kaum jemanden zu geben, der
einen funktionsfähigen Zentral-
staat Afghanistan aufbauen will
– mit Ausnahme der islamisti-
schen Taliban.

Kein Wunder, dass vor diesem
Hintergrund eine deutliche
Mehrheit der Bundesbürger
(nach verschiedenen Umfragen)
für den Abzug deutscher Solda-
ten aus Afghanistan plädiert:
„Bundeswehr raus“, „Bringt die
Soldaten heim“, „Germans, come
home“.

Diese Grundstimmungen
spiegeln sich – wenige Wochen

vor der erneuten Entscheidung
über die Verlängerung der Af-
ghanistanmandate – auch in der
Politik wider. Hier reicht die
Bandbreite der Meinungen
mittlerweile vom „unverzügli-
chen Abzug aller Truppen“ über
„Teilrückzug“ bis zur „Ausdeh-
nung des Bundeswehreinsatzes“.
Mit einem Wort – die Heimat-

front eines der größten Trup-
penstellers in Afghanistan ist ins
Wanken geraten.

Die tödliche Medien-
offensive der Islamisten

Dies ist auch den militanten
Islamisten, die den „ungläubigen
Besatzern“ und der Karsai-Re-
gierung als „Vasall des Westens“
einen asymmetrisch geführten
Djihad mit dem Ziel der Vertrei-
bung aufzwingen, nicht entgan-
gen. Dementsprechend sorgen
sie mit Selbstmordattentaten,
Anschlagsdrohungen und Gei-
selnahmen dafür, dass in der
Heimatfront keine Ruhe ein-
kehrt. In den letzten sechs Mo-
naten sprachen Taliban-Kämp-
fer, al-Qaida-Ideologen und an-
dere Djihad-Terroristen mit di-
versen politischen Erpressungen
eine mehr als deutliche Sprache.

Am 8. März wurde erstmals
seit dem Sturz der Taliban Ende
2001 ein deutscher Entwick-
lungshelfer getötet. Der 65-jäh-
rige Dieter Rübling, Mitarbeiter

der Deutschen Welthungerhilfe
(DWHH), wurde auf seiner In-
spektionsreise in der nord-
afghanischen Provinz Sar-e-Pul
Opfer eines Terroranschlages.
Nur zwei Tage später drohte die
irakische Gruppe „Pfeile der
Rechtschaffenheit“ Deutschland
mit einer Videobotschaft den Tod
ihrer Geiseln an, „wenn die deut-

sche Regierung sich nicht aus
Afghanistan zurückzieht“. Die
Djihadisten hatten am 6. Febru-
ar in Bagdad die 62-jährige Deut-
sche Hannelore Krause (die seit
40 Jahren im Irak lebt) und ih-
ren 20-jährigen Sohn Sinan ent-
führt. Nur Stunden später droh-
ten am 10. März in einem im
„Caliphate Voice Channel“ ver-
öffentlichten Video Islamisten
Deutschland und Österreich mit
Anschlägen, wenn beide Länder
ihre Truppen nicht aus Afghanis-
tan abziehen würden. Hinter
dem Kanal „Stimme des Kali-
fats“ steckt die „Global Islamic
Media Front“ (GIMF), heute ein
Sammelbecken von Online-Sym-
pathisanten der al-Qaida-Führer.
Das hochprofessionell gemachte
Video zielte direkt auf deutsche
Zuschauer und drohte indirekt:
„Deutschland war bis vor kurzer
Zeit ein sicheres Land.“ Selbige
GIMF drohte Mitte April in ei-
ner Botschaft an SPIEGEL TV
weitere Entführungen von Deut-
schen an; angeblich im Namen
der Entführergruppe, die nur
eine Forderung hätte: den Rück-
zug der Bundeswehr aus Afgha-
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Bundeswehr übt in Torgelow für
Afghanistan-Einsatz.
Bei einer Übung der Panzer-
grenadierbrigade 41 in Torgelow
(Uecker-Randow-Kreis) am
Dienstag (17.7.2007) bergen Sol-
daten die Verletzten nach einem
simulierten Überfall von Angrei-
fern auf einen Transportkonvoi.
Die Soldaten bereiten sich auf
einen bevorstehenden Afghanis-
tan-Einsatz von November 2007
bis März 2008 vor. Derzeit betrifft
das 1.200 der rund 4.000 Solda-
ten der Brigade. Trainiert wird
besonders das Vorgehen bei
Terroranschlägen auf einen
Militärkonvoi.

Auf Halbmast wehte die Bundesdienstflagge am
20.5.2007 vor dem Bundesverteidigungs-
ministerium in Berlin.
Drei Soldaten der Bundeswehr waren am Tag vor-
her bei einem Anschlag auf eine Patroullie in
Kundus in Afghanistan getötet worden. Weitere
Bundeswehrsoldaten wurden verletzt.

Eine in Burka gekleidete Frau
 passiert von afghanischer Polizei
gesicherten Checkpoint in Kabul
(28.7.2007).         Fotos (4): dpa

Wie der Sprecher des Aus-
wärtigen Amtes, Martin Jäger,
kürzlich im ARD-Morgen-
magazin sagte, habe man es
nicht nur mit Anschlägen zu
tun, sondern die Taliban arbei-
teten auch sehr effizient mit
dem Instrument der Propa-
ganda. So beobachte das
„Medienkomitee“ der Taliban
gezielt europäische Diskussi-
onen, um darauf Einfluss zu
nehmen. Angesichts der im
Herbst anstehenden Bundes-
tagsentscheidung zur Verlän-
gerung der Bundeswehr-Ein-
sätze in Afghanistan erwartet
Jäger, dass nun Deutschland
ins mediale Blickfeld der
Taliban rücke.

nistan. Am 19. Mai tötete ein
Selbstmordattentäter mitten auf
dem Tee-Markt im nordafgha-
nischen Kunduz drei Bundes-
wehrsoldaten und sechs afgha-
nische Zivilisten, verletzte weite-
re 19 Personen, darunter fünf
Deutsche. Zu dieser „Märtyrer-
Aktion“ bekannten sich die
Taliban, die den Attentäter als
„Mudjahedin-Helden“ im Inter-
net feierten.

Am 6. Juni entging der Afgha-
nistan besuchende Bundes-
verteidigungsminister Franz

Josef Jung durch
knappe War-
nung einem At-
tentat, das wäh-
rend seiner
Fahrt vom Pa-
last des Präsi-
denten Karsai
zum Flughafen
verübt werden
sollte. Am 19.
Juni strahlte der
U S - S e n d e r
ABC ein Video
aus, das ihm in
Pakistan zuge-
spielt worden
war. Es zeigte
die „Abschlusszeremonie“ von
rund 300 Kämpfern, die in einem
Trainingslager in Waziristan für
Terroranschläge vorbereitet wor-
den waren. Zu ihnen sprach der
Bruder des am 14. Mai getöteten
Militärchefs der Taliban: „Diese
Amerikaner, Kanadier, Briten
und Deutsche kommen von
weither hier nach Afghanistan.
Warum sollen wir sie nicht ver-
folgen?“

Vier Wochen später wurde am
10. Juli Hannelore Krause nach
155 Tagen Geiselhaft in Bagdad
freigelassen. Ihre Entführer hat-
ten ihr einen
Text mitgege-
ben, den sie im
TV-Sender al-
Arabija verlas:
„Ich bitte die
Deutschen, Af-
ghanistan zu ver-
lassen und die
deutsche Armee
abzuziehen …
Wenn diese For-
derung nicht er-
füllt wird, wer-
den sie meinen
Sohn schlach-
ten.“ Die Geisel-
nehmer hatten
auf dieser marti-
alischen Formu-
lierung bestan-
den. Am 18. Juli
verschleppte eine den Taliban
nahe stehende Gruppe in der
Provinz Wardak die deutschen
Bauingenieure Rüdiger Diedrich
(44) und Rudolf Blechschmidt
(62). Das jüngere Opfer wurde
hingerichtet. In einem Ende Juli
von al-Jazeera ausgestrahlten

Drohvideo wurde die andere
Geisel gezwungen, eine Abzugs-
forderung deutscher und ame-
rikanischer Truppen vorzulesen.
Bis Mitte August war der ent-
führte Aufbauhelfer noch am
Leben.

Ob die Ideologen des Djihad
glauben, dass sich durch diese
tödliche Medienoffensive unse-
re Gesellschaft schneller zum
Rückzug bewegen lässt, mag da-
hingestellt sein. Doch machen sie
die Erfahrung, dass bei jedem
Anschlag – ob auf Bundeswehr,

Polizei oder zivile Aufbauhelfer
– Betroffenheit in der Gesell-
schaft ausgelöst wird. Jeder
Sprengsatz wird – durch unsere
Medien verstärkt – quasi in die
Wohnzimmer der Bürger trans-
portiert und erschüttert die
Heimatfront.

Die Lage in Afghanistan
war noch nie so schlecht

Bis 2005 schien die Mission
Afghanistan erfüllbar zu sein. Im
Laufe des Jahres 2006 ver-
schlechterte sich jedoch die Lage
dramatisch. NATO-Truppen und
westliche Aufbauhelfer laufen
Gefahr, die Kontrolle im Land
völlig zu verlieren, so das Ergeb-
nis einer im Februar 2007 in Was-
hington vorgestellten detaillier-
ten Studie der US-Agentur für
Entwicklungshilfe (US Aid).

Afghanen leben heute weni-
ger sicher als in den Jahren
zuvor. Zwar wurde mehr Polizei
(bisher 16.000 von den ange-
strebten 62.000) und Armee
(30.000 von angestrebten 85.000
im Jahr 2010) ausgebildet, doch
sind die Probleme mit Rekru-
tierung, Korruption und fehlen-
der Kontrolle groß. Das Vertrau-

MISSION AFGHANISTAN



9/2007 Deutsche Polizei  9

en der Bürger in die Regierung
Karsai ist 2006 deutlich zurück-
gegangen.

Doch nicht nur der staatliche
Schutz lässt zu wünschen übrig.
Auch die Lage der NATO-Trup-
pen in Afghanistan hat sich ver-
schlechtert. Zum einen sterben
bei Anti-Terror-Einsätzen mitt-
lerweile mehr Zivilisten als durch
die Terrorakte der Taliban. De-
ren Taktik, sich nach Angriffen in
bewohnte Gebiete zurückzuzie-
hen und die Zivilbevölkerung
zum eigenen Schutz als „leben-
de Schilder“ zu nutzen, stellt die
internationalen Truppen vor ein
schier unlösbares Problem.

Zum anderen haben sich die
Taliban neu aufgestellt und schei-
nen über einen fast unbegrenz-

ten Nachschub an Kämpfern
auch aus dem nahen Pakistan zu
verfügen. Fundamentalistische
Orientierung gibt den Taliban ein
2006 erstelltes militärisches
Regelbuch („Dschihadi Laay-
ha“), das als eine „Anleitung für
die Mudjahedin auf dem Weg
Gottes des Islamischen Emirates
Afghanistan“ verfasst wurde, um
den geheiligten Krieg noch hei-
liger zu gestalten. In diesen
Regularien ist auch die Zerstö-
rung zivilen Aufbaus durch „Un-
gläubige“ als „Handlung nach
religiöser und djihadistischer

Pflicht“ vorgeschrieben (s.
Kastentext S. 7). Ende 2006 kon-
trollierten die Taliban schon ein
drei Mal so großes Territorium
im Süden und Osten wie noch
Ende 2005. Mit 140 Selbstmord-
anschlägen (zunehmend auch auf
die von Ungläubigen ausgebilde-
te Polizei) im Jahr 2006 versechs-
fachte sich deren Zahl gegenüber
dem Vorjahr. Die Feuerüberfälle
auf NATO-Truppen verdreifach-
ten und die Angriffe auf
afghanische Einheiten vervier-
fachten sich.

Ein halbes Jahrzehnt nach ih-
rem Sturz sind die talibanischen
Gotteskrieger wieder ein ernst zu
nehmender, hoch gefährlicher
Gegner, die der „Strategie der
vernetzten Sicherheit“ der ISAF/

OEF ihre „Strategie der Iraki-
sierung des Djihad“ gegenüber
stellen. Immer weniger Afgha-
nen glauben an eine friedliche
Zukunft ihres Landes und wol-
len ihre Heimat verlassen, so der
Repräsentant der Konrad-
Adenauer-Stiftung (KAS) in
Kabul, Babak Khalatbari, An-
fang Juni in Berlin.

Trotz dieser düsteren Lage
hält das Center for Strategic and
International Studies (CSIS) in
Washington den Krieg in Afgha-
nistan (auch bei weiterer Lage-
verschlechterung 2007) noch für

Die afghanische Polizei vor der deutschen Botschaft in Kabul (21.7.2007).
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Die wichtigste Er-
fahrung, die wir Mus-
lime im Afghanistan-
Krieg gemacht ha-
ben, bestand darin,
dass wir eine Welt-
macht zu Fall bringen
konnten.

Osama Bin Laden nach
Abzug der sowjetischen
Truppen aus Afghanistan

gewinnbar, jedoch nur, wenn die
Allianz mehr Truppen und Geld
zur Verfügung stellt, um die lo-
kale Bevölkerung durch spürba-
re Erfolge beim Wiederaufbau
für sich zu gewinnen.

Derzeit ist die NATO mit
knapp 40.000 Mann in Afghanis-
tan präsent, etwa so viel wie bei
der Befriedung des Kosovo, doch
ist das Land am Hindukusch 65-
Mal so groß. Wäre der Afghanis-
tan-Einsatz so gut besetzt wie der
im Kosovo, so Generalmajor
Bruno Kasdorf, ISAF-Stabschef,

müssten 800.000 Mann am
Hindukusch stehen. Nun, diese
Größenordnung ist illusorisch.
Also dann doch lieber den Ab-
zug und Afghanistan den Afgha-
nen überlassen?

Die „Gorbatschow-Linie“
– Lehren aus
der Vergangenheit

Seit einem halben Jahrzehnt
sucht Kabul mit Hilfe der Völker-
gemeinschaft das Land zu demo-
kratisieren und mit Unterstüt-
zung der ISAF/OEF zu befrieden,
was zum bewaffneten Widerstand
von Taliban und anderen
Djihadisten führte. Vor nicht
einmal 30 Jahren suchte die
damals sozialistische Regierung
Kabuls das Land nach sowjet-

ischem Vorbild zu modernisieren,
was zum bewaffneten Widerstand
rechtgläubiger Mudjahedin führ-
te. Mit Hilfe der UdSSR, mit der
am 5. Dezember 1978 ein „Ver-
trag über Freundschaft, gute
Nachbarschaft und Zusammenar-
beit“ geschlossen worden war,
wollte man ab Ende 1979 das
Land befrieden. Wie heute die
Taliban der NATO, lehrten
seinerzeit die Mudjahedin der 40.
Armee der Sowjetunion das

Fürchten. Nach einem halben
Jahrzehnt war die größte militä-
rische Operation der UdSSR seit
Ende des Zweiten Weltkrieges
zur „blutenden Wunde“ der Uni-

on geworden, so die Feststellung
des damaligen Generalsekretärs
des Zentralkomitees der KPdSU,
Michael Gorbatschow, im März
1986. In der Folge wurde anstelle
einer weiteren militärischen Es-
kalation ein politischer Lösungs-
weg eingeschlagen, der von nicht
wenigen auch heute wieder gefor-
dert wird. Die damalige neue Po-
litik hieß „Nationale Versöh-
nung“ und bedeutete schlicht: Die
Afghanen sollten ihre Probleme
selber lösen. Nach Durchsetzung
dieser „Gorbatschow-Linie“ be-
gann der Abzug, der am 15. Feb-
ruar 1989 beendet war.

An der 50 Milliarden Dollar
teuren „Operation Afghanistan“

hatten insgesamt 620.000 Ange-
hörige der Armee teilgenommen.
Von diesen waren 15.000 getötet
und an die 40.000 verwundet wor-
den. Beim Gegner blieb ein be-
rauschendes Gefühl der Macht,
das der Kriegsveteran Osama Bin
Laden präzisierte: „Die wichtigs-
te   Erfahrung, die wir Muslime
im Afghanistan-Krieg gemacht
haben, bestand darin, dass wir
eine Weltmacht zu Fall bringen
konnten.“ Im darauf folgenden

SPD-Parteichef Beck informiert
sich in Afghanistan
 Der deutsche SPD-Vorsitzende
Kurt Beck ((M) nimmt an der
Grundsteinlegung einer Mädchen-
schule in Kundus teil. Beck war zu
einem mehrtägigen Informations-
besuch in Afghanistan eingetrof-
fen. Nach Angaben seiner Staats-
kanzlei wollte der Ministerpräsi-
dent von Rheinland-Pfalz mit
hochrangigen ISAF-Vertretern,
Bundeswehrsoldaten, deutschen
Vertretern ziviler Hilfsorgani-
sationen und afghanischen
Politikern zusammentreffen.
Fotos (3): dpa

Polizeiaufbau in Afghanistan
Deutsche Ausbilder und
afghanische Schüler bei der
Polizeiausbildung in der Polizei-
akademie in Kabul Archivfoto vom
7.11.2006

MISSION AFGHANISTAN
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Wer sind die Taliban?
Taliban (arabisch-persischer

Plural von talib „Suchender“
bzw.„Student“) bezeichnet eine
Gruppe islamisch-sunnitischer
Fundamentalisten, die mehr-
heitlich zur afghanisch-pakista-
nischen Ethnie der Paschtunen/
Pathanen gehören.

Nach dem Abzug der sowje-
tischen Truppen formierten sich
Ende 1994 die Taliban unter
Führung von Mullah Moha-
mmed Omar, setzten sich im
afghanischen Bürgerkrieg
durch und proklamierten 1997
einen Gottesstaat – aus Sicht
der Taliban ein „Modell für die
gesamte islamische Welt“. Aus
Sicht der Welt die reaktionärs-
te Klerikaldiktatur der Neuzeit
(Diskriminierung von Frauen,
archaisches Rechtssystem mit
brutalen Körperstrafen, Massa-
ker an ethnischen und religiö-
sen Minderheiten). Das Emirat
wurde von Pakistan, Saudi-
Arabien, den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten und der Re-
publik Tschetschenien aner-
kannt. Von 1996/97 bis 2001 war
es „sicherer Hafen“ für die
islamistische Militärorgani-
sation al Qaida.

Jahr gründete sich in der UdSSR
die – den Djihad propagierende
– „Islamische Partei der    Wie-
dergeburt (IPW)“. Zum Ende des
darauf folgenden Jahres löste sich
die Sowjetunion auf.

Sieg der Taliban – die
schlimmste Botschaft
für die Welt

Nach dem Abzug der Sowjet-
truppen hielt sich die sozialisti-
sche Regierung in Kabul noch bis
April 1992, dann übernahmen die
Mudjahedin die Macht. Sehr viel
länger würde sich die Karsai-Re-
gierung vielleicht auch nicht hal-
ten können, wenn im Sinne der
Gorbatschow-Linie die NATO
das Land verlassen (was das
Bündnis zutiefst politisch beschä-
digen würde) und Afghanistan
den Afghanen überlassen würde.
Ein Sieg der Taliban wäre wohl

schaft, verkündet aus einem er-
neut errichteten Gottesstaat (der
Taliban) in Afghanistan, wäre
desaströs für die Welt. Sie würde
allen militant-islamistischen Be-
wegungen in allen Konflikt-
regionen Auftrieb geben: in
Xinjiang (Ostturkestan-Konflikt)
der VR China, in Kaschmir, im
Nordkaukasus (Tschetschenien-
Konflikt), im Nahen Osten (Pa-
lästina-Konflikt) und am Horn
von Afrika (Somalia-Konflikt) –
um die wichtigsten Brennpunkte
zu nennen. Sie würde die
Islamisten in Afghanistans Nach-
barstaaten, insbesondere in Pakis-

die Folge. Was würde dieser für
die Welt bedeuten?

Nun, seine weit reichende Bot-
schaft könnte lauten: Wir haben
zum Ende des 20. Jahrhunderts
die kommunistischen Soldaten
der gottlosen Weltmacht Sowjet-
union vertrieben. Anfang des 21.
Jahrhunderts haben wir nun die
ungläubigen Soldaten des westli-
chen Militärbündnisses NATO
vertrieben. Wir „Kämpfer des
rechten Glaubens“ können und
werden jede Macht des „interna-
tionalen Unglaubens“ besiegen.
Wir werden ihre Welten in ihren
Ländern zerstören. Diese Bot-

Was in Deutschland zur Selbstverständlichkeit gehört, ist den Taliban in
Afghanistan ein Dorn im Auge: Frauen wählen einen Beruf – hier eine
Polizeischülerin.

tan (Nuklearmacht!) stärken.
Aber auch in Europa würde die
Botschaft von den Radikalen un-
ter den Millionen Muslimen ver-
nommen werden. Die Gefahren
religiös-motivierter terroristi-
scher Anschläge würde hier, auch
bei uns in Deutschland, drama-
tisch größer werden. Wer vor die-
sem Hintergrund heute den
Rückzug aus Afghanistan fordert,
sollte wissen, wem er damit in die
Hände spielt. Wer zu früh (aus
Afghanistan) geht, den „bestraft”
das (djihadterroristische) Leben.

GdP trauert
Am 15. August 2007, kurz
vor dem Redaktions-
schluss dieser Ausgabe,
erreichte uns eine erschüt-
ternde Nachricht aus
Afghanistan: Wir trauern
um KOK Jörg Ringel
(31), POM Mario Keller
(39), POM Alexander
Stoffels (34), die bei einem
gezielten Anschlag auf ein
unter deutscher Flagge
fahrendes Fahrzeug am
Rande der afghanischen
Hauptstadt Kabul getötet
wurden. Ein weiterer Kol-

lege, POM Heiko Schmidt
(35), wurde bei dem An-
schlag verletzt.
Die getöteten Kollegen,
waren, wie der verletzte
Kollege, mit Sicherungs-
aufgaben in der deutschen
Botschaft Kabul betraut.
Unser tiefes Mitgefühl gilt
den Hinterbliebenen unse-
rer Kollegen. Dem verletz-
ten Kollegen wünschen
wir eine baldige Gene-
sung.

Die Redaktion
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Polizei-Ausbildung: Qualität statt
Schnelldurchlauf

Ihr Einsatz liegt noch nicht
lange zurück – mit welchen Ge-
fühlen betrachten Sie ihn heute?

Aus heutiger Sicht schaue ich
mit einem weinenden und einem
lachenden Auge auf die 16 Mo-
nate in Afghanistan zurück. Das
lachende Auge bedeutet, dass ich
froh bin, wieder bei meiner Fa-
milie zu sein und die lange Tren-
nung zu Ende ist. Das weinende
Auge bedeutet, dass noch so viel
in Afghanistan zu tun ist und ich
mit meiner Arbeit nicht fertig
geworden bin, trotzdem auch
mein Nachfolger die begonnene
Arbeit mit gleicher Zielrichtung
fortsetzen will.

Worin bestand Ihre konkrete
Aufgabe?

Als Referatsleiter für Aus-
und Fortbildung im Deutschen
Polizei-Projekt Büro Kabul hat-
te ich zum einen die qualitative
Überwachung der Ausbildung
mittlerer und gehobener Dienst
an der Polizeiakademie in Kabul
zu betreuen. Zum anderen galt
es, die Fortbildung der im Dienst
befindlichen afghanischen Poli-
zisten zu organisieren. Zwei wei-
tere Aufgaben kamen speziell für
mich hinzu: Ich fungierte noch als
Mentor des Abteilungsleiters
Aus- und Fortbildung im afghani-
schen Innenministerium und war
am Reformprozess und an der
Neuorganisation der Afghan
National Police (ANP) beteiligt.

Wie stellte sich dieses Auf-
gabenspektrum in der täglichen
Arbeit dar?

Nachdem die Gebäude der
Kabuler Polizeiakademie im Jahr
2002 mit deutscher Hilfe wieder
gebrauchsfähig gemacht wurden,
konnte der Lehrbetrieb mit den
ersten Studenten wieder aufge-
nommen werden. Die Kabuler
Polizeiakademie ist eine Einrich-
tung, die ausschließlich von Af-
ghanen geführt wird und die von
uns Deutschen mit Mentoren-
und Beratertätigkeit aber auch
mit Lehrtätigkeit begleitet wird.
251 Kadetten für den gehobenen
Polizeidienst nahmen im August

2002 ihr dreijähriges Studium auf
und wurden 2005 nach Gradu-
ierung in den Einzeldienst entlas-
sen. Das war für mich die erste
Gruppe um eine Evaluierung der
Ausbildungsinhalte durchzufüh-
ren. Des Weiteren haben wir das
Lehrpersonal evaluiert und auch
dort Verbesserungspotential ent-
deckt – z. B. dass die Studenten
mehr Praxis erhalten sollten, um
ihre gelernte Theorie ausprobie-
ren zu können (Praktika in den
bestehenden Polizeidistrikten
verbieten sich, da hier aufgrund
von mangelnder Qualität und be-
stehender Korruption keine ver-
nünftige Polizeiarbeit vermittelt
werden kann). So bekam die
Kabuler Polizeiakademie ein
„Tactical Training Center“, eine
Art Tatorthaus an und in dem die
Studenten von Maßnahmen, wie
„Umstellung“ angefangen bis hin
zur präzisen Tatortaufnahme, al-
les praktisch üben können. Ein
Einführungslehrgang für das
Lehrpersonal wurde zu Beginn
von deutschen Trainern veran-
staltet, begleitende Betreuung
der Folgelehrgänge, die vom
afghanischen Lehrpersonal ge-
halten wurden, diente dann der
Qualitätssicherung.

Für das Lehrpersonal wurde
nach deren Unterrichtseva-
luierung ein Pflicht-Seminar für
methodisch-didaktisches Arbei-
ten angeboten.

Das klingt relativ problemlos
– gab es besondere Herausforde-
rungen?

Eine besondere Herausforde-
rung bestand darin, die Fortbil-
dung kundenorientiert zu pla-
nen. Dazu muss man wissen, dass
die Afghan National Police sich
sehr heterogen zusammensetzt
und eine Analphabetenrate von
mehr als 50 % aufweist. Unter
heterogener Zusammensetzung
meine ich, dass man in vergleich-
baren Positionen durchaus gut
vorgebildete Polizisten mit poli-
zeilicher Sozialisation und poli-
zeilichem Spezialwissen finden
konnte, aber auch der verdiente
Mudjahedin-Kämpfer anzutref-

So war es notwendig,  für qua-
lifizierte Polizisten,  spezialisier-
te Lehrgänge anzubieten, – z. B.
Brand-,  Todesermittlungs-,
Rauschgiftlehrgänge, Manage-
mentkurse, Verkehrslehrgänge
etc. – und für die weniger oder
schlecht qualifizierten Polizisten
Basislehrgänge, um zumindest
die einfachsten Maßnahmen und
Menschenrechtstandards zu ver-
mitteln.

Und Ihre Mentorenauf-
gaben …?

Als Mentor hatte ich die Auf-
gabe, so weit als möglich die Ar-
beit des Abteilungsleiters für
Aus- und Fortbildung im afgha-
nischen IM zu begleiten und
durch Prozessanalyse den
Arbeitsablauf effizient und
durch überzeugende Beeinflus-
sung sinnvoll zu gestalten. – So-
weit die Theorie.

Es hat einige Monate des
Abtastens gedauert, bis ich zu
meinem Mentee (Generalmajor
Ahmad Zai) ein Vertrauens-
verhältnis aufgebaut hatte, wel-
ches ein gemeinsames Arbeiten
ermöglichte.

Für Westeuropäer ist es abso-
lut notwendig die Arbeitspro-
zesse der Afghanen über länge-
re Zeit auf sich wirken zu lassen.
Nur so lernt man Verstehen und
Begreifen und erkennt die Mög-
lichkeiten zur Veränderung und
Verbesserung. Es wird fast
immer personenorientiert ge-
führt, es findet keine Delegation
von Aufgaben und Verantwor-
tung statt (mangelndes Vertrau-
en untereinander gibt es überall)
und die Büroorganisation mit ei-
nem ständigen Kommen und
Gehen, permanentem Telefon-
klingeln auf Festnetz und Han-
dy gleicht dem Treiben auf einem
Bazar und greift besonders die
Nerven von sendungsbewussten
Mentoren an.

Dennoch haben wir im Verlauf
der Zeit einige gute Ergebnisse
erarbeitet: u. a. einen akzeptab-
len Entwurf zur Karriere- und
Laufbahnplanung innerhalb der

POR Josef Völker, 51 Jah-
re, verheiratet, 4 erwachsene
Söhne, bis September 2007:
Inspektionsleiter PI Süd, KPB
Mettmann, ab September
2007: Leiter Abteilungsstab,
KPB Mettmann
Missionserfahrungen:
04/2001 – 04/2002
• Kosovo:  Chief CAST Coun-

selling and Support Team
   (Posttrauma-Prävention)

01/2006 – 05/2007
• Afghanistan: Referent Aus-

und Fortbildung im Deut-
schen Projektbüro Kabul;
Zuständig für die Belange
der Aus- und Fortbildung
der Afghan National Police
(ANP).

d. h. u. a.
•  Überwachung der Qualität

der Ausbildung des mittle-
ren und gehobenen Diens-
tes an der Kabuler Polizei-
akademie

• Organisieren der Fortbil-
dung für ausgebildete Poli-
zisten (Basis- und Spezial-
fortbildung)

• Tätigkeit als Mentor des
Abteilungsleiters Aus- und
Fortbildung im afghani-
schen IM

• Mitwirkung an der Reform
und Neuorganisation der
ANP

fen war, der weder über polizei-
liches Fachwissen verfügte noch
Lesen oder Schreiben konnte.

MISSION AFGHANISTAN



9/2007 Deutsche Polizei  13

Polizei. Und die Organigramme
für die Abteilung AuF im Minis-
terium sowie der Polizei-
akademie wurden überarbeitet
und stehen vor der Umsetzung.

Fruchtbare Arbeit als Mentor
kann meines Erachtens erst nach
einer gewissen Anlaufphase be-
ginnen, denn ohne Vertrauen
zueinander lassen sich keine Er-
folge erzielen. Die Afghanen sind
stolze Leute und lassen sich nicht
gerne bevormunden, gehen des-
halb oft ihren eigenen Weg. Nur
wenn im Binnenverhältnis die
Überzeugung vorhanden ist, dass
die gemachten Ratschläge sinn-
voll sind und in die gewünschte
Richtung führen, ist eine Koope-
rationsbereitschaft vorhanden.
Im Hinblick auf eine lange pro-
duktive Phase ist deshalb die
Verweildauer für Mentoren eine
wichtige Frage und sollte aus
meiner Sicht nicht unter einem
Jahr liegen.

In der afghanischen Polizei
gab es bekanntlich eine „Füh-
rungskonzentration“, doch die
Arbeit muss letztlich auf der
Straße gemacht werden. Wie
wurde das Problem gelöst?

Die afghanische Polizei war in
ihrer alten Struktur sehr kopflas-
tig. So gab es noch im Jahr 2005
über 300 Generäle, mehr als
7.000 Obristen (Major bis
Oberst) in Amt und Würden und
nur vergleichsweise wenige Poli-
zisten auf der Arbeitsebene. Das
sollte durch eine so genannte
„Pay and Rankreform“ geändert
werden. Der Personalkörper Po-
lizei sollte einen pyramidischen
Aufbau erhalten und dessen Be-
dienstete sollten danach ausrei-
chend Gehalt beziehen, um da-
mit ihre Familien ernähren zu
können. Es sollten also ca. 120
Generäle und ca. 1.200 Obristen
ausgewählt werden, die künfti-
gen Führungspositionen zu be-
setzen. Das Verfahren bestand in
einem schriftlichen Test mit
polizei- und menschenrechts-
spezifischen Fragen, der Per-
sonalaktenbewertung (wie viel
polizeilicher Hintergrund ist für
den jeweiligen Kandidaten vor-
handen) und für die Generäle
zusätzlich aus einem Interview,
welches bepunktet wurde. Das

Gesamtergebnis wurde in eine
Liste eingetragen und so konn-
ten leicht die besten Kandidaten
ermittelt werden. Dieses Verfah-
ren wurde von den Internationa-
len (Amerikaner und Deutsche)
aktiv unterstützt und begleitet,
weil es von uns als gerecht und
fair betrachtet wurde.

Die eigentliche Auswahl der
Führungskräfte oblag allerdings
den Afghanen und führte zu
manch fragwürdiger Benennung.

Wie stellt sich aus Ihrer Sicht
die Aufbauarbeit insbesondere
im Polizeibereich in Afghanistan
dar?

Im Bereich der Polizeiaus-
bildung gibt es eine traditionelle
Kooperation zwischen Afghanis-
tan und Deutschland. In den
50er, 60er und 70er Jahren des 20.
Jh. wurden afghanische Polizei-
offiziere teils in Münster-Hiltrup
oder durch deutsche Ausbilder in
Kabul an der Akademie ausge-
bildet. Auf diese Offiziere trifft
man überall und mit Stolz erzäh-
len sie aus der vergangenen Zeit
und der guten Ausbildung, die sie
seinerzeit genießen durften.

Wenn Sie nun hier nach der
Aufbauarbeit Polizei fragen,
muss ich diese weiter differenzie-
ren. Ich erwähnte, dass in Kabul
an der dortigen Akademie der
mittlere und gehobene Dienst –
maßgeblich beeinflusst und be-
gleitet durch deutsche Beratung
– ausgebildet wird.

Die Masse des Polizeikörpers
macht aber der einfache Dienst
aus. Diese werden in den so ge-
nannten RTC’s (Regional Trai-
ning Center) und dem CTC
(Central Training Center in
Kabul) ausgebildet oder sprach-
lich besser ausgedrückt, ange-
lernt. CTC und RTC’s stehen
unter amerikanischem Einfluss
und die Ausbildungsprogramme
sind überwiegend amerikanisch
geprägt. In nur 8 Wochen erhal-
ten dort die Bewerber einen
Schnelldurchlauf in Sachen
Rechte, Pflichten und Aufgaben
der Polizei lernen mit Waffen
umzugehen und werden danach
direkt in die Polizeidistrikte ge-
schickt, um fortan als „fertige“
Polizisten Dienst zu versehen.
Diese Methode Ausbildung pro-

duziert aus meiner Sicht mehr
Masse statt Klasse.

Unser Ansatz zielt auf Quali-
tät in der Ausbildung ab. Nur ein
gut und fundiert ausgebildeter
und mit demokratischen Prinzi-
pien vertrauter Polizist kann die
erforderliche Polizeiarbeit leis-
ten und die wichtige Bedeutung
von vertrauensvoller Zusam-
menarbeit von Polizei und Be-
völkerung für die innere Sicher-
heit Afghanistans richtig ein-
schätzen. Aber dieser Ansatz be-
nötigt Zeit und die positiven Er-
gebnisse lassen sich in der Regel
nicht direkt messen.

Seit 2002 haben an der
Kabuler Polizeiakademie 868
Studenten mit der Graduierung
zum gehobenen Dienst und mehr
als 2.600 Studenten mit der
Graduierung zum mittleren
Dienst die Ausbildung abge-
schlossen. Über 17.000 Polizisten
sind seit 2002 durch Deutsche in
unterschiedlichen Disziplinen
fortgebildet worden. Das ist der
Beitrag, auf den ich persönlich
stolz bin und von dem ich glau-
be, dass die vermittelten Inhalte
nachhaltig wirken.

Natürlich reicht das nicht. Die
Entwicklung Afghanistans ist
eng mit der inneren Sicherheit
verknüpft. Ohne innere Sicher-
heit können sie keine Rahmen-
bedingungen für eine florieren-
de Wirtschaft entwickeln. Ohne
garantierte innere Sicherheit
bleibt die Bevölkerung verunsi-
chert und damit anfällig für „an-
deres“ Gedankengut. Der
Schlüssel zum Erfolg führt also
über die innere Sicherheit. Inne-
re Sicherheit gewährleisten sie
jedoch nur mit einem funktionie-
renden Polizeiapparat.

Wenn sie den qualitativen
Ansatz wählen und eine fähige,
gute, zivile Polizei produzieren
wollen, dann müssen sie sich an
den vorhandenen Kapazitäten
ausrichten.

Die Kabuler Akademie fasst
maximal ca. 1.500 Studenten und
damit ist sie zurzeit auch ausge-
lastet.

Wollen sie mehr Studenten
ausbilden, müssen sie zum einen
mehr Platz zur Verfügung haben
und benötigen zum anderen
mehr qualifiziertes Lehrperso-
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nal. Beides ist nicht leicht in kur-
zer Zeit zu bekommen.

Ich denke auch, dass wir im
Jahr 5 nach den Taliban mit dem
Erreichten durchaus zufrieden
sein können. Wären die Rahmen-
bedingungen in Afghanistan
günstiger, könnten wir uns mit
dem Wissen zufrieden zurückleh-
nen, dass Maximale aus den vor-
handenen Bedingungen gemacht
zu haben.

Jedoch erleben wir zurzeit
eine Verschärfung der Sicher-
heitssituation, was aber deshalb
nicht den Schluss zulässt, dass
die Ausbildung der Polizisten
schlecht wäre oder zu lange dau-
ere.

Man muss hier andere, der Si-
tuation angepasste Wege be-
schreiten, z.B. Spezialeinheiten
aufbauen, die Kooperation mit
dem Militär verbessern und die
Führungsfähigkeit der Polizei-
führer in den Provinzen verbes-
sern.

Der letztere Ansatz ist ein Er-
folg versprechender Ansatz, den
man künftig aus meiner Sicht
weiter fördern sollte. Gelingen
kann dies durch das Mentoring
der Polizeiführer in den Provin-
zen und Distrikten. Neben den
Amerikanern plant auch die EU
(sie hat das Deutsche Polizei
Projektbüro in Kabul seit Juni
2007 übernommen und führt be-
stimmte Aufgaben als EU Missi-
on weiter) diesen Ansatz zu in-
tensivieren, denn er verspricht
eine Verbesserung der Führungs-
leistung in kurzer Zeit und damit
nach richtiger Beurteilung der
Lage einen ausgewogenen und
koordinierten Einsatz von
Polizeikräften, Spezialeinheiten
und ggf. Militär. Allerdings ist
dieser Ansatz sehr personal-
intensiv und aufgrund der
Sicherheitslage in den betroffe-
nen Provinzen nur mit erhebli-
chem Aufwand durchführbar.

Woran liegt es, dass man of-
fenbar die angestrebten Ziele
noch nicht erreichen konnte?

Dazu liegen mir zwar keine
fundierten Informationen vor,
aber es ist inzwischen viel er-
reicht worden und der zivile Auf-
bau ist im Fluss. Wenn sie
allerdings die militärischen Ziel-

setzungen betrachten, lohnt sich
ein Blick in die afghanische Ge-
schichte:

In fast jeder umstrittenen
Epoche gelang es den Aggresso-
ren oder den Regierungskräften
nicht, ganz Afghanistan unter
Kontrolle zu bekommen. Ob es
die Briten im 19 Jahrhundert
waren, die Sowjets im 20. Jahr-
hundert oder auch die Taliban,

keinem ist es gelungen, durch-
gängig überall in Afghanistan
Macht auszuüben. Immer wieder
sind es u. a. die besonderen geo-
grafischen Gegebenheiten, die
eine 100%ige Kontrolle unmög-
lich machen.

Was müsste jetzt folgen?
Um diese Frage zu beantwor-

ten, muss man zunächst einen
gesamtheitlichen Blick auf das
Land und deren Leute richten.

Die Afghanen erleben seit
knapp 30 Jahren ständig Zeiten
der kriegerischen Auseinander-
setzungen. Ob es die sowjetische
Besatzung war oder die Ausein-
adersetzungen im Bürgerkrieg,
die Herrschaft der Taliban, in al-
len Zeitabschnitten kämpfte man
ums Überleben, befand sich im
Krieg als Kämpfer oder war auf
der Flucht. Alle litten dabei un-
ter eingeschränkten Bildungs-
möglichkeiten. So gesehen fehlt
hier eine komplette Generation
mit einer normalen gesellschaft-
lichen Sozialisation.

Diese Lücke stopft man nicht
mal eben mit Geld und guten
Absichten. Man benötigt dazu
insbesondere Zeit, um eine neue
Generation zu erziehen und ihr
verbindliche Werte zu vermit-
teln.

Ein weiteres Problem sind die
Ausmaße der Zerstörungen in
Kabul und in den Provinzen wäh-
rend der Besatzungszeit und des

Bürgerkrieges. Große Teile der
Infrastruktur sind außer Funkti-
on und müssen erst wieder auf-
gebaut werden. Auch hierfür be-
nötigt man neben Geld die nöti-
ge Zeit für den Wiederaufbau.

Ich denke, dass die internatio-
nale Gemeinschaft trotz der
Rückschläge hier auf dem rich-
tigen Weg ist und ich bin über-
zeugt, dass sich die aufgebrachte
Geduld schon mittelfristig aus-
zahlen wird.

Würden Sie noch einmal nach
Afghanistan gehen?

Ich war jetzt 16 Monate dort.
Die Arbeit war spannend, inter-
essant, herausfordernd und an-
strengend und hat mir in puncto
interkulturelle Kompetenz eine
Menge gegeben. Die Zeit ist nun
zu Ende. Ich habe nun in meiner
Polizei neue Aufgaben übernom-
men, denen ich mich widmen und
ihnen meinen Stempel aufdrü-
cken will.

Ich habe mich bis zu meiner
Ausreise im Mai 2007 in Afgha-

nistan nie unwohl oder auch ge-
fährdet gefühlt.

Zu meiner Zeit waren deut-
sche Polizisten kein Ziel für An-
schläge irgendwelcher Art, ob-
wohl auch nie auszuschließen
war, dass man zufällig in eine
brenzlige Situation hätte geraten
können. Für unsere Sicherheit
wurde ein großer anerkennens-
werter Aufwand betrieben: Wir
wohnten gut geschützt und von
hohen Mauern umgeben auf ei-
nem eigenen Compound. Wir
nutzten für Ausfahrten in Kabul
und Umgebung immer sonder-
geschützte Fahrzeuge, die uns ein
Maximum an Sicherheit für
unterwegs boten. Bei besonders
heiklen Lagen haben wir uns re-
gelmäßig selbst beschränkt und
nur innerhalb unserer Unter-
kunft gearbeitet.

Und so kommt es, dass man
ein normales Leben lebte ohne
die täglichen Nachrichten ganz
an sich ran zu lassen.

Außerdem wird von jedem das
Leben vor Ort immer anders
empfunden, als es diejenigen
empfinden die zu Hause ein
durch Medienberichte ein-
getrübtes Bild vermittelt bekom-
men.

Wie stand Ihre Familie zu Ih-
rem Afghanistan-Einsatz?

Mein Afghanistaneinsatz war
seit April 2005 in Vorbereitung.
Die Situation war zu dieser Zeit
eine völlig andere als sie sich heu-
te darstellt. Diese lange Vor-
laufzeit hat mir die Chance auf
eine perfekte Vorbereitung gebo-
ten.

Mein Einsatz wurde deshalb
von meiner Frau und den Kin-
dern mitgetragen, insbesondere
weil die Ausrichtung der Aufga-
be ganz auf mich zugeschnitten
war.

In Kabul war es mir immer
wichtig, bei Zwischenfällen
schnell nach Hause zu melden,
dass bei mir alles in Ordnung ist.
Das trug enorm dazu bei, dass
sich keine Ängste aufbauten, die
zu einer psychischen Belastung
hätten werden können.

Heute sind wir gemeinsam der
Meinung, dass es gut ist, dass der
Einsatz für mich abgeschlossen
ist.

MISSION AFGHANISTAN

Arbeitssitzung zur Überarbeitung der Struktur der Kabuler Polizei-
akademie mit dem Leiter der Akademie Generalleutnant Qudussi und
dessen Stellvertreter Generalmajor Zhal.                       Foto: Völker
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Bis jetzt bin ich wohl der Ein-
zige deutsche Landesverkehrs-
minister, der sich zu einem Tem-
polimit auf Autobahnen bekannt
hat. Daher bin ich Heidi Wright
dankbar, dass sie die Diskussion
in dieser Zeitung angestoßen hat.
Wir müssen bundesweit darüber

sprechen
und auch
der Ver-
kehrsaus-
schuss des
Bundes-
tages soll-
te sich mit
dem The-
ma be-
schäftigen
e b e n s o
wie alle
Pol iz is t -

innen und Polizisten oder deren
Chefs, die Innenminister der
Länder.

Ich will nur einen Aspekt noch
mal betonen, der mir wichtig ist:
Unter Verkehrsexperten ist es
unstrittig, dass eine Geschwin-
digkeitsbeschränkung positiv auf
die Unfallzahlen wirken wird.
Mehr Argumente braucht man
eigentlich nicht. Dagegen steht in
aller Regel „nur“ der Autofahrer
in uns, der weiter sehr schnell
fahren möchte. Wenn man es
aber ernst meint, die Unfall-
zahlen weiter senken zu wollen,
kommt man um ein Tempolimit
nicht herum.

Viele Äußerungen kontra
Tempolimit enthalten daher oft
nur Scheinargumente. Zum Bei-
spiel kann ich nicht erkennen,
warum ein Tempolimit schlecht
für die deutsche Automobil-
industrie sein soll. Da Autokauf
stark emotional motiviert ist,
wird auch weiterhin ein Markt

für deutsche Luxusautos beste-
hen. Das zeigt sich in den USA,
wo deutsche Autos sehr beliebt
sind und Tempolimits seit langem
als völlig normal akzeptiert wer-
den. Die Attraktivität von Autos
für bestimmte Käuferschichten
bestimmt sich nicht in erster Li-
nie durch die auf Autobahnen
erlaubte Geschwindigkeit. Im
Gegenteil: Es ist innovations-
fördernd,  mehr Druck auf die
Industrie zu machen, damit end-
lich spritsparendere deutsche
Autos auf den Markt kommen.
Das abstruseste Argument gegen
ein Tempolimit lautet, es sei
schlecht für den Tourismus-
standort Deutschland. Viele Aus-
länder würden sich auf ihrem
Urlaubstrip bei uns ein Auto mie-
ten, um endlich mal richtig rasen
zu können. Wenn die Zukunft
des Tourismus in Deutschland
davon abhängt, wie schnell auf
den Autobahnen gefahren wer-
den darf und Deutschland
scheinbar sonst nichts zu bieten
hat, na dann gute Nacht ....

Die Minderung des CO2-Aus-
stoßes ist sicher vergleichsweise
gering. Aber ist das ein Grund,
darauf zu verzichten? Drei bis
vier Millionen Tonnen CO2 im
Jahr sind nicht so wenig, als dass
wir das als unerheblich weg-
drücken könnten. Es bedeutet
immerhin eine Verringerung des
CO2-Ausstoßes von rund 0,5 Pro-
zent aller Emissionen in
Deutschland. Dies ist angesichts
des jüngsten UN-Klimaberichtes
ein unverzichtbarer Beitrag zum
Klimaschutz, der nur vergleichs-
weise geringen Aufwand erfor-
dert.

Seien wir ehrlich: Die Politik
fasst das Thema nur mit spitzen

STRASSENVERKEHR

Bekenntnis zum
Tempolimit auf deut-
schen Autobahnen
Der Autor ist Reinhold Dellmann, Minister für Infrastruktur
und Raumordnung des Landes Brandenburg, und  antwor-
tet auf den DP-Artikel „Tempolimit auf deutschen Auto-
bahnen“ aus unserer März-Ausgabe.

Reinhold Dellmann
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Fingern an, weil die heilige Kuh
„freie Fahrt für freie Bürger“
nicht geschlachtet werden darf
aus Angst vor einer vermeintlich
unpopulären Entscheidung. Die
Menschen in Deutschland sind

aber schon weiter als die Politik:
Umfragen zeigen, dass bundes-
weit eine Mehrheit für ein Tem-
polimit auf Autobahnen ist
(ARD und Focus). In Branden-
burg sind sogar schon 70 Prozent

laut einer Umfrage der Märki-
schen Allgemeinen Zeitung für
ein Tempolimit. Wir Politiker
sind also keineswegs alleine,
wenn wir für dieses Thema strei-
ten, sondern wir stehen im Ein-

klang mit einer Mehrheit der
Menschen des Landes.

In diesem Sinne wünsche ich
mir noch mehr engagierte De-
batten zu diesem Thema und
mehr Mut in der Politik.

STRASSENVERKEHR
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olfaktorischer Spuren (Geruchs-
spuren). Es war häufig die letzte
Chance, den Verdacht einer Täter-
schaft zu untermauern.

Nach der flächendeckenden
Einführung der DNA-Untersu-

chungen Mitte der neunziger Jah-
re stellte sich jedoch die Frage
nach der Notwendigkeit des
Geruchsspurenvergleichs (GSV).

Recherchen, die 1997 und 1998
auch bei Wissenschaftlern des
BKA und des LKA NRW betrie-
ben wurden, ergaben, dass in
spurentechnischen Grenzbe-
reichen und bei der Auswertung
von Spuren im Zusammenhang
mit Massendelikten nach wie vor
Bedarf an der Auswertung von
Geruchsspuren besteht.

In unserer letzten Ausgabe hat der Leiter der saarländi-
schen Hundestaffel, Gerhard Rullang, einen umfassenden
Einblick in die Ausbildung und den Einsatz von Dienst-
hunden gegeben. Er hat dabei die Geruchsspuren-
vergleichshunde bewusst ausgeklammert, weil sie im fol-
genden Beitrag gesondert betrachtet werden sollen.

AUFKLÄRUNG

Biodetektor
Hundenase
Möglichkeiten des Geruchs-
spurenvergleichsverfahrens

Das Geruchsspurenver-
gleichsverfahren dient der Prü-
fung, ob ein ermittelter Tatver-
dächtiger mit einem Beweismit-
tel (im Folgenden als „Tatortspur”
bezeichnet) in Berührung gekom-
men ist. Die Tatrelevanz eines
festgestellten Kontaktes bedarf
eines zusätzlichen Nachweises.

Der Geruchsspurenvergleich
(GSV) ist ein Hilfsmittel, mit dem
ein Tatverdacht erhärtet werden
kann. Zuordnungen im Sinne des
Verfahrens wurden in der Vergan-
genheit von den Gerichten als ein
Indiz innerhalb einer Indizien-
kette bewertet.

Entwicklung des
Verfahrens

In Deutschland wurden so ge-
nannte „Erkennungsverfahren
mittels konservierter Verbrecher-
witterung” mit Hilfe von Spür-
hunden schon zu Beginn des vo-
rigen Jahrhunderts durchgeführt.
Literatur dazu erschien bereits
1911.

Seit 1987 bildet die nordrhein-
westfälische Polizei Geruchs-
spurenvergleichshunde aus. Im
Jahr 1988 setzte sie erstmals in der
Bundesrepublik Deutschland das
Geruchsspurenvergleichsver-
fahren in einem Ermittlungsver-
fahren ein und seit 1991 ist das
Verfahren durch Erlass des In-
nenministeriums Nordrhein-
Westfalen verbindlich geregelt.

Steigende Fallzahlen nach Ein-
führung des Geruchsspuren-
vergleichs belegten den Bedarf
für die Auswertung so genannter

Der Diensthund GSV nimmt den
Geruch des Täters am sicherge-
stellten Beweismittel auf.
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So können Geruchsspuren-
vergleichshunde auch sich über-
lagernde menschliche Geruchs-
spuren auswerten. Darüber hin-
aus können sie Kot, Urin,
Schweiß, Haare und abgestorbe-
nen Hautzellen dem jeweiligen
Spurenleger zuordnen.

Das Innenministerium NRW
hat im Jahr 2000 eine Bedarfsab-
frage in den Polizeibehörden und
beim Justizministerium NRW
zum GSV durchgeführt. Beide

durch einen speziell ausgebilde-
ten Spürhund ist eine Sinnes-
leistung, die mit der visuellen
Identifikation einer Person
anhand eines Lichtbildes durch
einen Menschen verglichen wer-
den kann. Das Verfahren selbst
ähnelt einer Wahlgegenüber-
stellung. Der Einsatz der Spür-
hunde ist nicht nur auf Delikte der
Schwerkriminalität beschränkt
und kann zeitnah erfolgen.

Anwendungsbereiche

Geruchsspurenvergleichs-
hunde können in Strafverfahren
sinnvoll eingesetzt werden, wenn
Tatortspuren vorhanden sind, mit
denen der Täter mit hoher Wahr-
scheinlichkeit in Berührung ge-
kommen ist und ein Beschuldig-
ter ermittelt wurde, der den Kon-
takt mit dem Beweismittel be-
streitet.

Die praktische Durchfüh-
rung des Verfahrens

Das Geruchsspurenver-
gleichsverfahren kann durchge-
führt werden, sobald gegen eine
Person in einem Strafverfahren ein
hinreichender Tatverdacht besteht.

Zum Spurenvergleich sind au-
ßer dem Beschuldigten sechs
Vergleichspersonen heranzuzie-
hen. Die Geruchsspuren des Be-
schuldigten und der Vergleichs-
personen werden durch Anfassen
(Kontamination) auf 10 cm lange
Metallröhrchen übertragen. Dies
geschieht in der Regel bei der
anfordernden Polizeidienststelle.
Zur Vorbereitung einer Kontami-
nation werden Metallröhrchen
vorher gereinigt, d. h. durch Er-
hitzen auf ca. 400° C geruchs-
neutral gemacht (thermische Rei-
nigung) und bis zur Untersuchung
in ebenso gereinigten Gläsern
aufbewahrt.

Die eigentliche Untersuchung
mit den Spürhunden wird dann in
Schloß Holte-Stukenbrock durch-
geführt. Hier werden nun nicht
mehr die Personen benötigt, son-
dern lediglich die zuvor kontami-
nierten Metallröhrchen. Diese
Metallröhrchen werden vorher
gereinigt, durch Erhitzen auf ca.

400˚ C geruchsneutral gemacht
(thermische Reinigung) und bis
zur Untersuchung in ebenso ge-
reinigten Gläsern aufbewahrt.

Der Spurenvergleich

Die vom Beschuldigten und
den Vergleichspersonen kontami-
nierten Spurenträger werden vor
dem Test auf vorher (ebenfalls
thermisch)  gereinigten Edelstahl-
flächen einer Arbeitsplattform
ausgelegt.

Die Position des zuordnungs-
relevanten Spurenträgers wird
ausgewürfelt (Zufallsprinzip).

Um eine unbewusste Beein-
flussung des Hundes durch die
Diensthundführer/innen auszu-
schließen, befinden sich diese bei
der Vorbereitung der Untersu-

chungen außer Hör- und Sicht-
weite. Die eingesetzten Dienst-
hundführer/innen wissen also
nicht, an welcher Stelle sich das
vom Beschuldigten kontaminier-
te Röhrchen befindet.

Der eingesetzte Geruchs-
spurenvergleichshund prägt sich
zunächst die auf der Tatortspur
vorhandenen menschlichen
Geruchsspuren durch Abspüren
ein. Unmittelbar danach ver-
gleicht er das erlebte Duftbild mit

dem Geruch an den ausgelegten
Metallröhrchen.

Sobald der Hund an einem der
ausgelegten Spurenträger eine
Übereinstimmung mit der Aus-
gangsspur feststellt, zeigt er dies
an. Als Belohnung erhält er un-
mittelbar danach eine Spiel-
bestätigung.

Durchführung im
konkreten Fall

Das Geruchsspurenver-
gleichsverfahren erfolgt in zwei
Durchläufen, einem Vor- und ei-
nem Haupttest.

Mit dem Vortest werden zwei
Ziele verfolgt:
a) Er dient der Kontrolle gegen-

über unerwünschten Zuord-
nungspräferenzen des Spür-
hundes, also seiner Unvorein-

genommenheit gegenüber dem
Geruch des Beschuldigten und

b) der Kontrolle einer uneinge-
schränkten Leistungsfähigkeit
des Spürhundes am Einsatztag.

Zur Veranschaulichung kann
man sagen, dass der Vortest dem
Kalibrieren eines Messgerätes
ähnlich ist.

Zu diesem Zweck wird dem
Hund als Testspur ein Gegen-

Die Geruchsspurenver-
gleichshunde leisten Hervor-
ragendes. Es ist eine fachlich
hoch einzustufende Leistung
der verantwortlichen Kolle-
gen des Geruchsspurenver-
gleichsverfahrens, die es ge-
schafft haben, dass durch die-
se Hunde in einem Ermitt-
lungsverfahren belastende
Hinweise erlangt werden kön-
nen.

Gerhard Rullang,
Leiter der Diensthunde-

staffel im Saarland

haben sich für den Erhalt des Ver-
fahrens ausgesprochen.

Biologische/physiologi-
sche Grundlagen

Das Geruchsspurenver-
gleichsverfahren beruht auf der
Tatsache, dass jeder Mensch ein
individuelles Geruchsbild auf-
weist, das durch genetische Fak-
toren bestimmt wird und durch
variable umweltbedingte Fakto-
ren angereichert werden kann.
Die Einmaligkeit des Geruchs-
bildes ist bisher nicht widerlegt.

Dieser individualtypische Ge-
ruch ist mittels aller Körperaus-
scheidungen und Blut auf Gegen-
stände übertragbar. Eine beson-
dere Bedeutung hat dabei der
Handschweiß, der in der Regel
durch Hautkontakte übertragen
wird. Daher ist es im Strafverfah-
ren möglich, Geruchsspuren an
Gegenständen, die der Täter am
Tatort berührt hat, mit dem Ge-
ruch von Beschuldigten zu ver-
gleichen.

Das  Erkennen und Zuordnen
eines bestimmten Duftbildes

Der Diensthund GSV vergleicht den am Beweismittel aufgenommenen
Geruch mit dem Geruch des Tatverdächtigen und der Vergleichs-
personen auf den Metallröhrchen (Haupttest).        Fotos (2): Tönjann

AUFKLÄRUNG
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stand vorgehalten, der von einer
Vergleichsperson kontaminiert
wurde.

Im Vortest muss er dieses Duft-
bild der entsprechenden  Ver-
gleichsperson zuordnen und den
Spurenträger des Beschuldigten
neutral behandeln. Der Spürhund
muss im Vortest also auch den
Spurenträger des Beschuldigten
prüfen.

Im anschließenden Haupttest
wird dem Hund jetzt die Tatort-
spur zur Witterungsaufnahme
vorgehalten. Unmittelbar danach
prüft er die ausgelegten Röhrchen
und zeigt bei einer erkannten
Übereinstimmung das relevante
Röhrchen an.

Im Interesse einer hohen
Verfahrenssicherheit werden er-
lassgemäß drei Hunde eingesetzt.
Alle im Haupttest eingesetzten
Spürhunde müssen zunächst den
Vortest erfolgreich absolvieren.
Die Vergleichsspurenträger wer-
den erlassgemäß nach erfolgtem
Spurenvergleich thermisch neu-
tralisiert. Personenbezogene Ge-
ruchsspurensammlungen dürfen
nicht angelegt.

Rechtsgrundlage

Die Abnahme einer Ver-
gleichsgeruchsspur beim Beschul-
digten stellt eine erken-
nungsdienstliche Maßnahme dar.
Sie ist unter der Voraussetzung
des § 81b StPO oder mit seiner
Einwilligung zulässig.

Wissenschaftliche
Begleitung

Das Geruchsspurenver-
gleichsverfahren in NRW stützt
sich auf Forschungsergebnisse
namhafter Wissenschaftler/innen
wie Professor Dr. Neuhaus (Uni-
versität Hamburg – forschte auf
dem Gebiet des Riechvermögens
von Hunden), Frau Dr.
Feddersen-Petersen (Hochschule
Kiel – führte als Verhaltens-
forscherin Untersuchungen zur
Ausbildung von Hunden durch)
und Professor Dr. Hilden (Uni-
versität Paderborn – untersuchte
in einem Mathematischen Gut-
achten die Sicherheit des Ge-
ruchsspurenvergleichs).

Zudem arbeitet der Geruchs-
spurenvergleich in NRW eng mit
der niederländischen Biologin
Frau Dr. Schoon zusammen, die
sich seit mehr als 10 Jahren inten-
siv mit dem Verfahren beschäftigt.

Frau Dr. Schoon forscht an der
Universität in Leiden/NL und hat
mit dem Thema „Geruchsspuren-
vergleich“ promoviert.

Sie hat im Auftrag des nieder-
ländischen  Justizministeriums
Verfahrenskriterien und eine in
ganz Holland gültige Prüfungs-
ordnung für die holländischen
„Sortierhunde“ entwickelt. In den
Niederlanden ist das Verfahren
seit über 80 Jahren etabliert. Es
werden mehr als 1.000 Unter-
suchungsaufträge jährlich bear-
beitet.

Frau Dr. Schoon hat Ende der
neunziger Jahre in Zusammenar-
beit mit dem Geruchsspuren-
vergleich in NRW und anderen
europäischen Staaten umfangrei-
che Versuche zum Altern von
Spuren durchgeführt und die Er-
gebnisse in einem Buch veröffent-
licht („suspect discrimination“
von Adee Schoon & Ruud Haak).

Ausblick

Mitarbeiter des LAFP (Lan-
desamt für Ausbildung, Fortbil-
dung und Personalangelegen-
heiten der Polizei) NRW arbeiten
seit September 2006 in einer EU-
Arbeitsgruppe (osmology pro-
ject) mit. Es sollen allgemeingül-
tige europäische Standards im
Geruchsspurenvergleich erarbei-
tet werden, um die Gerichts-
verwertbarkeit des Verfahrens zu
verbessern.

Unter Vorsitz Polens befinden
sich neben Deutschland auch die
baltischen Staaten, Tschechien,
Rumänien, Türkei, Frankreich,
Belgien, die Niederlande und
Finnland in diesem Gremium.
Eingebunden sind Wissenschaft-
ler, Experten und Entschei-
dungsträger aus jedem Teilneh-
merland. Für November 2008 ist
eine Informationsveranstaltung
für die Delegierten in Nordrhein-
Westfalen geplant. Die Abschluss-
veranstaltung mit einem entspre-
chenden Abschlussbericht findet
im Juni 2009 in den Niederlanden
statt.       PHK Hermann Döpke
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Geruchsspurenvergleich
Protokoll eines aufgeklärten Raubes

Kriminalserien haben ein
neues Format entdeckt – Aufklä-
rung von Verbrechen durch kri-
minaltechnische Untersuchun-
gen. Nicht mehr nur operativ er-
mittelnde, sondern akribisch
Spuren suchende Kriminalisten
sind medial zunehmend gefragt.

Auch im realen Polizeialltag
wird die Auswertung von Spuren
immer wichtiger. Was aber, wenn
mit den herkömmlichen Unter-
suchungsmethoden keine aus-
wertbaren Spuren gefunden wer-
den können?

Dann hilft vielleicht, wie im
vorliegenden Fall, das Geruchs-
spurenvergleichsverfahren bei
der Fortbildungsstelle Dienst-
hundwesen in Schoß Holte-
Stukenbrock:

Die Tat

Während einer nächtlichen
Taxifahrt in Münster hält ein jun-
ger Fahrgast dem Taxifahrer vom
Rücksitz aus ein Messer an den
Hals und fordert ihn zur Heraus-
gabe der Taxi- und Privatgeld-
börse auf.

Nachdem der Täter das Geld
erhalten hat, sticht er mit dem
Messer zu. Die Klinge durch-
dringt den Jackenkragen des
Opfers. In Todesangst greift der
Taxifahrer in die Klinge und ent-
reißt dem Täter das Messer.
Dabei werden dem Opfer meh-
rere Sehnen in der Innenhand
durchtrennt. Als das Opfer durch
das geöffnete Fenster um Hilfe
ruft, flüchtet der Täter und lässt
das Messer zurück.

Spurensuche

Taxi und Tatwaffe werden
sofort nach der Tat sichergestellt.
Die Beweismittel werden krimi-
naltechnisch untersucht. Da-
rüber hinaus werden Geruchs-
spuren mittels so genannter
Duftkopien (siehe Kasten) vom
Taxisitz gesichert.

Aufgrund der guten Personen-
beschreibung kann im Verlauf
der Sofortfahndung ein jugend-
licher Drogenkonsument festge-
nommen werden. Da sich der
Tatverdacht gegen ihn jedoch
zunächst nicht im notwendigen
Umfang erhärten lässt, muss er
wieder entlassen werden.

Auch die Untersuchung der
Beweismittel mit herkömmli-
chen Untersuchungsmethoden
erbringt keine eindeutige Über-
führung des Tatverdächtigen.

Auch das Messer wird auf
übereinstimmende Geruchs-
spuren mit dem Beschuldigten
überprüft. Obwohl die Tatwaffe
mit Opferblut behaftet ist, ord-
nen auch hier die Spürhunde zu.
Sie können nämlich aufgrund ih-
res selektiven Riechvermögens
auch noch schwache Spuren un-
ter dominanten Gerüchen erken-
nen und anzeigen.

Somit steht zur Überzeugung
der Fachleute in Schloß Holte-
Stukenbrock fest, dass es sich bei
dem Beschuldigten um den
Spurenleger handelt.

Da er die Geruchsspuren an
den Beweisstücken nicht ander-
weitig erklären kann, bleibt nur
noch die eine schlüssige Erklä-
rung: Er hat seinen Geruch bei
der Tatausführung hinterlassen.
Er ist als Täter identifiziert.

Das Amtsgericht Münster ver-
urteilt den noch jugendlichen
Angeklagten zu einer fünf-
jährigen Freiheitsstrafe wegen
Räuberischen Angriffs auf einen
Kraftfahrer. Das Urteil stützt
sich auch auf das Ergebnis des
Geruchsspurenvergleichs.

Im Berufungsverfahren wird
das Urteil vom LG Münster in
allen Punkten bestätigt.

Fazit

Neben der klassischen Spuen-
auswertung können Spürhunde
gerade nach Straftaten in Verbin-
dung mit Fahrzeugen wertvolle
Hilfe bei der Täterüberführung
leisten.

Die Erfahrungen haben ge-
zeigt, dass neben der beschriebe-
nen Arbeit mit Duftkopien von
Sitzflächen insbesondere auch
der Schaltknauf und das Lenkrad
gute Geruchsspurenträger sind.

Ein durchgeführter Geruchs-
spurenvergleich schließt eine
anschließende erfolgreiche Si-
cherung von DNA-Spuren nicht
aus.         PHK Hermann Döpke

Duftkopien
werden angelegt, wenn die

Spürhunde nicht unmittelbar
an den Beweismitteln Witte-
rung aufnehmen können oder
diese wegen weiterer krimi-
naltechnischer Untersuchun-
gen nicht zur Verfügung ste-
hen.

Dabei werden spezielle
Mullkompressen oder Salben-
verbände für einige Zeit mit
dem Spurenträger in Kontakt
gebracht. Vorhandene Ge-
ruchsmoleküle können dann
in das aufgelegte Gewebe
„eindampfen“. Die so ent-
standene Geruchskopie wird
anschließend gasdicht ver-
packt und dient den Spürhun-
den als Spurenträger.

Originalspuren sind jedoch
regelmäßig besser auswertbar
ist als Kopien.

Zusätzlich entschließen sich
nun die Ermittler in Münster, die
Beweismittel durch Spürhunde
auf olfaktorische Spuren unter-
suchen zu lassen.

Bei dem in Schloß Holte-
Stukenbrock durchgeführten
Geruchsspurenvergleich ordnen
drei Spürhunde die von den Sitz-
flächen gezogenen Duftkopien
eindeutig dem Beschuldigten zu.

 SEMINAR

Europa
wächst
zusammen

Seminar der Jungen
Gruppe (GdP)
in Eze sur mere
(Côte d’Azur,
zwischen Nizza und
Monaco gelegen)
vom 23. - 28.9.2007

Europa soll zusammen-
wachsen. Ein Anliegen, das
Wirklichkeit wird, wenn Men-
schen unterschiedlicher Kul-
turen einander kennen und
verstehen lernen.

Die Junge Gruppe schafft
Möglichkeiten für Begegnun-
gen, Chancen andere Länder
kennen zu lernen und sich
über die neuesten Entwick-
lungen in der EU zu informie-
ren.

Zum zweiten Mal fährt die
Junge Gruppe nun nach Eze
sur mere um sich über die eu-
ropäischen Institutionen zu
informieren, Auswirkungen
des zusammenwachsenden
Europas auf den eigenen Ar-
beitsplatz zu Hause zu disku-
tieren und Land und Leute
kennen zu lernen.

Das Seminar findet im
Europ Camp der Gewerk-
schaft TRANSNET statt. Die
Unterbringung erfolgt in
Drei-Bettzimmern. Im Preis
sind Unterkunft und Verpfle-
gung sowie ein Ausflug in die
Region und nach Monaco ent-
halten.

Eigenanteil: Für die Teilnah-
me an dem Seminar in Eze sur
mer ist ein finanzieller Eigen-
beitrag in Höhe von 200 Euro
zu leisten sowie die An- und
Abreise.
Anmeldungen:
Internet www.gdpjg.de oder
per E-Mail  jg@gdp-online.de

TeilnehmerInnen sollten
nicht über 30 Jahre alt sein.
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Anspruch auf Elternteilzeit
Nach § 15 Abs. 6 BEEG/

BErzGG haben Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmer gegen
ihren Arbeitgeber während der
Elternzeit Anspruch auf eine
zweimalige Verringerung ihrer
vertraglich vereinbarten Arbeits-
zeit. Dieser Anspruch auf sog.
Elternteilzeit kann erstmals gel-
tend gemacht werden, wenn die
Arbeitnehmerin/der Arbeitneh-
mer verbindlich festgelegt hat,
für welche Zeiträume Elternzeit
„verlangt“ wird (§ 16 Abs. 1 Satz
1 BEEG/BErzGG).

Der Arbeitgeber kann die Ver-
einbarung von Elternteilzeit nur
aus dringenden betrieblichen
Gründen ablehnen. Diese liegen
u. a. vor, wenn der Arbeitsplatz
nicht teilbar ist, der Arbeitneh-
mer mit der verringerten Ar-
beitszeit nicht eingeplant werden
kann oder keine Beschäftigungs-
möglichkeit besteht. Diese Um-
stände hat der Arbeitgeber dar-
zulegen. Der Vortrag, der Ar-
beitsplatz sei nach besetzt wor-
den, genügt hierfür allein nicht.
Dies gilt insbesondere dann,
wenn der Arbeitgeber im Zu-
sammenhang mit einer angekün-
digten Elternzeit den Personal-
bestand durch eine unbefristete
Neueinstellung dauerhaft erhöht.
Bundesarbeitsgericht,
Az: 9 AZR 82/07

Altersteilzeit – kein vorzeitiger
Antrag möglich

Allein der Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Anhebung
der Altersgrenzen in der Renten-
versicherung begründet keinen
Anspruch auf einen um mehre-
re Jahre vorgezogenen Altersteil-
zeitvertrag.

Auch dann, wenn der Antrag-
steller durch den vorgezogenen
Vertrag eine rentenrechtliche
Verschlechterung vermeiden
könnte.
Arbeitsgericht Marburg, Urteil
vom 11. Mai 2007 – 2 Ca 523/06

Rentenversicherung – Beitrags-
erstattung nur selten

Eine Rückerstattung von Bei-
trägen zur gesetzlichen Renten-
versicherung ist für Selbstständi-
ge nur sehr schwer möglich. Auf
Antrag kann die Hälfte der Bei-
träge dann erstattet werden,
wenn keine Versicherungspflicht
mehr besteht, wenn gleichzeitig
kein Recht auf freiwillige Versi-
cherung existiert und wenn seit
dem Ausscheiden des Versicher-
ten aus der Rentenversicherung
zwei Jahre vergangen sind.

Der Fall: Ein heute 45-jähriger
Selbstständiger hat beantragt,
ihm die Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberbeiträge zur Renten-
versicherung in Höhe von ja
knapp 24.000 Euro zurückzuzah-
len. Er sei selbstständig, nicht
mehr versicherungspflichtig und
habe die Zweijahrespflicht für
die Antragstellung eingehalten.
Er wolle den Auszahlungsbetrag
für eine Alterssicherung einset-
zen. Die Rentenversicherung
verweigerte die Rückerstattung,
weil dem Mann das Recht zur
freiwilligen Versicherung zuste-
he. Die dagegen gerichtete Kla-
ge war erfolglos.

Das Landessozialgericht: So-
lange einem nicht Pflichtver-
sicherten die Möglichkeit zur
freiwilligen Rentenversicherung
offen steht, schließt das Gesetz
eine Beitragsrückerstattung aus.
Der Anspruch auf Beitrags-
erstattung dient im Gegensatz
zum Rentenanspruch nicht der
existentiellen Sicherung des Ein-
zelnen und hat keine Unterhalts-
ersatzfunktion. Auch bleibt dem
Versicherten die erworbene
Rentenanwartschaft erhalten, so
dass eine Verletzung der Eigen-
tumsgarantie ausgeschlossen ist.
Der Kläger bleibt vielmehr durch
den Wert seiner eingezahlten
Beiträge im System der gesetzli-
chen Rentenversicherung ge-
schützt.
Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 19. Juni 2

Urteile
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EUROCOP

Der Berg kreist …
… und gebiert wahrscheinlich

einen Reformvertrag – seit zwei
Monaten befasst sich zum dritten
Mal seit 2000 eine Regierungs-
konferenz mit der Reform der
EU.

Was ist eigentlich der Unter-
schied zwischen einer Verfassung
und einem Reformvertrag? Mit
dieser eher akademisch anmu-
tenden Frage befassen sich
derzeit hochrangige Experten-
gruppen aller Mitgliedsstaaten
der EU. Der Hintergrund ist al-
les andere als akademisch und
liegt bereits sieben Jahre zurück:

Auf der letzten Regierungs-
konferenz, die in Nizza im Jahr
2000 stattfand, versuchte die EU,
ihre Strukturen und Entschei-
dungsmechanismen den Anfor-
derungen der bevorstehenden
Osterweiterung anzupassen.
Dabei ging es vor allem um effi-
zientere Entscheidungsstruk-
turen, die dazu führen sollten,
dass eine EU, die ab 2004 nicht
mehr nur 15, sondern 25 Mitglie-
der haben sollte, überhaupt noch
handlungsfähig ist.

Das Ergebnis war der Vertrag
von Nizza, mit dem eigentlich
alle unzufrieden waren, weil er
weder die EU fit für die Zukunft

machte, noch alles beim Alten
beließ. Frei nach dem Motto,
„wenn du mal nicht weiter weißt,
gründe einen Arbeitskreis“, be-
schlossen die EU-Mitgliedsstaa-
ten 2001 die Einberufung eines
Konvents, der darüber beraten
sollte, „wie die Union demokra-
tischer, transparenter und wirk-
samer gestaltet werden kann“.

Dieser Konvent war sich ziem-
lich schnell einig, dass so etwas
wie eine Verfassung für die EU
her müsse, und schlug nach
knapp 18 Monaten Beratung ei-
nen Verfassungsvertrag vor, der
tatsächlich weitreichende Neue-

rungen enthielt: Rechtssetzungs-
verfahren wurden vereinfacht,
unter anderem indem Mehrheits-
entscheidungen im EU-Minister-
rat in weiten Bereichen einge-
führt wurden. Demokratische
Elemente wurden gestärkt, in-
dem die Rechte des EU-Parla-
ments und der nationalen Parla-
mente gestärkt wurden. Und
auch für die Bürger enthielt der

Verfassungsentwurf eine in der
gesamten EU verbindliche
Grundrechtscharta, vergleichbar
dem Grundrechtskatalog des
Grundgesetzes.

Danach lief alles nach Plan:
Die Regierungskonferenz verab-
schiedete das Dokument mit
leichten Abänderungen im Juni
2004. Dann jedoch ging alles
schief:

Während die Mehrheit der
EU-Mitgliedsstaaten den neuen
Verfassungsvertrag entweder
durch Parlamentsbeschlüsse
oder Referenden absegneten, fiel
der Entwurf bei Referenden in
Frankreich und den Niederlan-
den durch. Damit war klar, dass
der Verfassungsvertrag so nicht
mehr in Kraft treten konnte.

Das große Erneuerungs-
projekt der EU steht seitdem auf
der Kippe. Es ist genau das ein-
getreten, was man im Jahr 2000
noch verhindert werden sollte:

Zwischen den jetzt 25 Verhand-
lungspartnern ist es nicht einfa-
cher geworden, einen Konsens zu
finden, in welche Richtung eine
Erneuerung gehen soll.

Die Ablehnung des EU-Ver-
fassungsvertrages in Frankreich
und den Niederlanden hatte in-
des kaum rationale Gründe. Sie
hatte eher mit diffusen Ängsten
vor dem Entstehen eines EU-
Superstaats zu tun, der die nati-
onale Selbständigkeit der Mit-
gliedsstaaten gefährden würde.

Nachdem man sich zunächst eine
Denkpause verordnet hatte, kam
dann Anfang diesen Jahres die
deutsche EU-Ratspräsident-
schaft und mit ihr die Idee, es mal
mit einem „Reformvertrag“ zu
versuchen. Da nach wie vor die
meisten Mitgliedsstaaten mit
dem Status quo unzufrieden wa-
ren, wurde diese Idee bereitwil-
lig aufgegriffen.

Am 21. Juni 2007 hat der EU-
Ministerrat daher eine neue
Regierungskonferenz einberu-
fen, die seitdem die Aufgabe hat,
das Problem auf einer technokra-
tischen Ebene, also ohne dass
Pathos eines Verfassungs-
vertrages zu lösen. Neues Ziel ist
es, im Oktober dieses Jahres ei-
nen neuen Reformvertrag verab-
schieden zu können. Verhandelt
wird seitdem weitgehend zwi-
schen Verschlossenen Türen, auf
der Basis einer Liste notwendi-
ger Anpassungen, auf die man

sich im Juni geeinigt hat. Die
wesentlichen Knackpunkte dürf-
ten sich jedoch kaum geändert
haben: Zum einen geht es um die
Stimmgewichtung der Mitglieds-
staaten im Ministerrat, zum an-
deren um den Geltungsanspruch
der EU-Grundrechtscharta, die
ja bereits in Nizza verabschiedet
wurde, aber bisher keine Rechts-
verbindlichkeit besitzt.

Gerade hiervon erhofft sich
aber nicht nur das Gewerk-
schaftslager erhebliche Fort-

schritte. Nicht
zuletzt garan-
tiert die Char-
ta auch kollek-
tive und indivi-
duelle Rechte
von Beschäf-
tigten am Ar-
beitsplatz.

Was der Re-
formvertrag
für die polizei-
liche Zusam-
m e n a r b e i t
bringen wird,
ist derzeit
noch schwer
a b z u s e h e n .
Klar ist allein,
dass es zu-
künftig einfa-
cher für eine
Gruppe von
Mitgliedsstaa-

ten werden wird, auch ohne die
Zustimmung der übrigen Mit-
gliedsstaaten, ihre Zusammenar-
beit auszubauen. Damit werden
in Zukunft voraussichtlich ver-
mehrt regionale Abkommen die
polizeiliche Zusammenarbeit ge-
stalten. Diese Entwicklung birgt
die Chance einer schnelleren
Entwicklung. Gleichzeitig ber-
gen sie das Risiko einer höheren
Komplexität, die wohl kaum zu
mehr Einheitlichkeit und Trans-
parenz führen kann.

Der Berg der Regierungs-
konferenz wird noch bis Oktober
kreisen. Aus polizeilicher Sicht
bleibt vor allem abzuwarten, ob
sich die EU dann von der Vor-
stellung eines einheitlichen, ge-
meinsamen Raums der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts
zugunsten einer Strategie der
Vergrößerung einzelner, regiona-
ler Flicken verabschieden wird.

jv

Nach der Ratspräsidentschaft der BRD ist die EU jetzt fest in Portugiesischer Hand – Eröff-
nung der Regierungskonferenz durch (v.l.n.r.) Staatssekretär Manuel LOBO ANTUNES, Luis
AMADO, Portugiesischer Außenminister undJose Manuel BARROSO, EU Kommissions-
präsident und ehem. Ministerpräsident Portugals.           Quelle: Rat der Europäischen Union
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Wie stark sind Sie belastet?
Ein Online-Instrument zur Selbstreflektion des beruflichen
Belastungsausmaßes im Polizeialltag

PSYCHISCHE BELASTUNGEN

Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte setzen sich in ihrem beruf-
lichen Alltag mit einer Vielzahl
unterschiedlicher Aufgaben und
Anforderungen auseinander, die
zu einer Fülle unterschiedlicher
psychischer Belastungen führen
können. Hierzu zählen Extrem-
situationen (z. B. Schusswaffen-
gebrauch, schwere Verkehrsunfäl-
le) genauso wie Belastungen, die
aus zwischenmenschlichen Konf-
likten (z. B. Mobbing) oder aus der
Arbeitsorganisation heraus entste-
hen (z. B. Vorgangsdruck, Schicht-
dienst).

Die alltäglichen Arbeits-
belastungen im Polizeidienst wer-
den von jeder Person unterschied-
lich empfunden, sie haben jedoch
das Potenzial sich unter bestimm-
ten Umständen beeinträchtigend
auf die Lebensqualität der Betrof-
fenen auszuwirken. Hierzu zählen
z. B. negative Auswirkungen auf
die körperliche und seelische Ge-
sundheit oder Konflikte zwischen
Kollegen.

Diese Thematik wird im Rah-
men eines durch die Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAuA) geförderten
Forschungsprojektes untersucht.
Die Projektumsetzung erfolgt
durch das Landesamt für Ausbil-
dung, Fortbildung und Personalan-
gelegenheiten der Polizei Nord-
rhein-Westfalen (LAFP) in Koo-
peration mit der Universitätsklinik
Münster (UKM) („Streife“ be-
richtete hierzu ausführlich in der
Ausgabe 12/2004).

In der ersten Projektphase wur-
de ein polizeispezifischer Online-
Fragebogen zur Selbsteinschät-
zung der beruflichen Belastung im
Polizeidienst entwickelt und mit
Ihrer tatkräftigen Unterstützung
im Zeitraum von April bis Novem-
ber 2005 erfolgreich erprobt.

Im nächsten Projektabschnitt
soll nun jede/r Teilnehmer/-in der
Befragung nach dem Ausfüllen des

Online-Fragebogens eine differen-
zierte Rückmeldung über sein per-
sönliches Belastungsniveau inner-
halb der Polizeiarbeit erhalten.
Zusätzlich werden Empfehlungen
und Hinweise gegeben, um der
Polizeibeamtin/ dem Polizeibe-
amten weitere Selbsthilfemög-
lichkeiten bzw. Ansprechpartner
an die Hand zu geben. Für dieses
Vorhaben benötigen wir Ihre Un-
terstützung, um die Qualität und

Praxistauglichkeit der Ergebnis-
rückmeldung mit Ihnen zusam-
men zu überprüfen.

Nach dem Ausfüllen des Frage-
bogens werden etwa 72 Stunden
vergehen, bevor die Rückmeldung
der Ergebnisse generiert und an
den Absender des Fragebogens
zurück gesendet wird (per E-
Mail). Im späteren Verlauf wird
das Zeitintervall für die Rückmel-
dungen verkürzt und soll anschlie-
ßend in eine automatisierte und
unmittelbare Rückmeldungspro-
zedur am jeweiligen Bildschirm-
arbeitsplatz münden.

Das Instrument wird keine ärzt-
liche bzw. psychologisch fundierte
Diagnostik ersetzen, sondern dient
dazu, der Absenderin/ dem Absen-
der des Fragebogens eine realisti-
sche Selbsteinschätzung der eige-

nen beruflichen Belastung zu er-
möglichen.

Nehmen Sie bitte im Sinne al-
ler Kolleginnen und Kollegen an
der letzten Entwicklungsphase des
Instrumentes teil, indem sie online
den Projektmitarbeitern der West-
fälischen Wilhelms Universität/
UKM nach Empfang ihrer Ergeb-
nisse online eine Rückmeldung
geben. Diese werden Ihre Hinwei-
se und Anregungen auswerten und

in die Optimierung der Rück-
meldesequenz einfließen lassen.

An der Online-Befragung kön-
nen alle Mitarbeiter/innen der Po-
lizei bundesweit teilnehmen, unab-
hängig von der gegenwärtigen
Funktion bzw. Verwendung. Sie
können den Fragebogen im
Internet unter der Adresse
www.opti-online.de erreichen.

Alle Angaben im Fragebogen
und die resultierende Ergebnisse
werden selbstverständlich vertrau-
lich behandelt.

Jens Hinrichs,
Erich Traphan, Udo Weiss
Landesamt für Ausbildung,
Fortbildung und Personal-

angelegenheiten der
Polizei Nordrhein-Westfalen
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Kulturprojekt zwischen Kunst
und Entertainment: Welche Er-
wartungen soll die Europäische
Kulturhauptstadt 2010 erfüllen?
(mit Exkursion in die Kultur-
region Ruhr) KUL
Zeitraum: 3. - 6.10.2007
Kosten: 90 Euro

Born in the G.D.R. – Alltags-
leben, Massenkultur, Rockmusik

und Opposition in der DDR
DDR
Zeitraum: 7. - 12.10.2007
Kosten: 125 Euro

Superstars – Talkshows – Po-
litik: Wie funktioniert Massen-
kommunikation und wie viel
Macht haben die Medien? (mit
Besuch in einem TV-Produk-
tionsstudio) STM

Zeitraum: 14. - 19.10.2007
Kosten: 125 Euro

Atatürks Erben – Die Türkei
zwischen islamischer Tradi-tion,
Nationalismus und europäischer
Perspektive TÜR
Zeitraum: 18. - 31.10.2007
Kosten: 75 Euro

Die Anerkennung diese Semi-
nare nach den Bildungsurlaubs-

gesetzen der Länder bzw. nach
der Sonderurlaubsverordnung ist
beantragt.

Weitere Informationen unter
www.forum-politische.bildung.de

Anmeldungen an:
DGB-Bildunsgwerk
Forum Politische Bildung
Am Homberg 46-50
45529 Hatingen
Telefon 02324-508-444
Telefax 02324-508-430
E-Mail: bildungsurlaub@dgb-
bildungswerk.de

BILDUNG

DGB-Bildungsurlaubsseminare
September/Oktober 2007
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In diesem Jahr findet wieder die im 2-jährigen Turnus
durchgeführte 30. internationale Arbeitsschutzmesse mit
dem angegliederten Arbeitsschutzkongress A+A 2007
auf dem Gelände der Düsseldorfer Messe statt.

ARBEITSSCHUTZ

Arbeitsschutzmesse und -kongress A+A 2007

In der Zeit vom 18. bis 21. Sep-
tember halten auf dem Kongress
zahlreiche Referenten Vorträge
zu verschiedenen Themen rund
um den Arbeitsschutz und um die
Arbeitsmedizin.

Die GdP ist wie in den vergan-
genen Jahren ebenfalls wieder auf

dem DGB-Stand in Halle 5,
Stand-Nr. 5E25 vertreten. Kolle-
ge Bernhard Schmidt, Vorsitzen-
der des Bundesfachausschusses
Bereitschaftspolizei, freut sich auf
interessante Gespräche mit Besu-
chern aus dem Polizeibereich.

Mitglieder der Personalrats-

gremien können auf Kosten der
Arbeitgeber an ausgewählten
Veranstaltungen des Kongresses

teilnehmen, sofern ein entspre-
chender Entsendebeschluss ge-
fasst wurde.

Den Landesbezirken liegen die

Kongressplaner, in denen die je-
weiligen Vorträge verzeichnet
sind, vor. Die gleichen Informati-

onen sind auch dem Internet un-
ter  www.aplusa-online.de zu ent-
nehmen.

          hjm
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ANTI-FOLTER-AUSSCHUSS

 Nobody is perfect
Der Bericht des Anti-Folter-Ausschusses des Europarats zu seinen
Feststellungen in deutschen Polizeistationen

Auch angesichts der Feststel-
lung des Ausschusses, dass seitens
der Bundesbehörden weitere An-
strengungen unternommen wer-
den sollten, die Länderverwal-
tungen über ihre Verpflichtungen
nach der Anti-Folter-Konvention
zu informieren, hält er eine
„zumindest kurze Betrachtung”
der Feststellungen und Empfeh-
lungen des Ausschusses für wich-
tig.

Das CPT hat neben Polizei-
dienststellen auch andere Ein-
richtungen besucht, die der Un-
terbringung von Personen dienen,
denen vom Staat die Freiheit ent-
zogen worden ist (Gefängnisse,
Psychiatrische Zentren); meine
Zusammenfassung beschränkt
sich aber auf die allgemeinen Aus-
führungen und den angetroffenen
Verhältnissen bei der Polizei.

Allgemeines

Die Delegation dieses vierten
periodischen Besuchs des Anti-
Folter-Ausschusses in Deutsch-
land wurde von der CPT-Präsi-
dentin Silvia Casale persönlich
angeführt und bestand aus
insgesamt fünf CPT-Mitgliedern,
zwei Mitarbeitern des Sekretari-
ats in Straßburg, zwei Experten
und fünf Dolmetschern.

Aufgesucht wurden:
•  die Polizeidirektion in
    Heidelberg
• eine (Länder-)Polizeidienst
   stelle in Berlin
• die Bundespolizeidienststelle

Berlin Bahnhof Zoo
•  das Polizeipräsidium in Frank-

furt an der Oder
•  eine Polizeidienststelle in
   Frankfurt an der Oder
• das Polizeipräsidium
   Hamburg-Winterhude
• eine Polizeidienststelle in
   Hameln
• die Polizeiinspektion Weimar

Obgleich das CPT nicht sagt,

um welche Einrichtung es sich ge-
handelt hat – und ob es überhaupt
eine Polizeidienststelle war –, ist
doch bemerkenswert, dass in ei-
nem Fall das Personal den Insas-
sen angeblich gedroht hat, es hät-
te Konsequenzen, wenn sie sich
gegenüber der Delegation nega-
tiv äußern würden.

Sollte es solche Drohungen ge-
geben haben, wäre es naiv zu glau-
ben, sie würden der Delegation
nicht gleich berichtet. Solche Vor-
würfe schaden dem Ansehen der
Bundesrepublik, denn das CPT
nimmt derartige Vorfälle, die man
vielleicht in anderen Staaten er-
wartet hätte, natürlich in seinen
Bericht auf und verbindet sie mit
Hinweisen auf die Vertraulichkeit
der Gespräche von Delegations-
mitgliedern mit Insassen.

Misshandlungen in
Polizeieinrichtungen

Wie schon beim letzten Besuch
im Jahre 2000 wurden keine Vor-
würfe über körperliche Misshand-
lungen im Gewahrsam an die De-
legation herangetragen; es wurde
jedoch von einigen Fällen exzes-
siver Gewaltanwendung durch
Polizeibeamtinnen oder -beamte
(Schläge und Tritte, nachdem der
Festgenommene bereits unter
Kontrolle gebracht worden war,
einschneidende Fesselung) bei
der Festnahme berichtet.

Außerdem wurden Festge-
nommene angeblich von Polizei-

beamtinnen und -beamten be-
schimpft.

Daraus leitet das CPT die Em-
pfehlung ab, dass allen Polizei-
beamtinnen und -beamten ver-
deutlicht wird, dass die angewen-
dete Gewalt bei Durchführung

einer Festnahme nicht über das
absolut notwendige Maß hinaus-
gehen dürfe und dass es keinerlei
Rechtfertigung für Schläge geben
kann, nachdem die Festgenom-
menen unter Kontrolle gebracht
worden sind. Es empfiehlt weiter,
alle Polizeibeamtinnen und -
beamte regelmäßig und in ange-
messener Weise darüber zu beleh-
ren, dass jede Form von Miss-
handlung Festgenommener, auch
von Beschimpfungen, inakzepta-
bel sei und folgerichtig bestraft
werde.

Die Bundesregierung weist in
der Stellungnahme zu dieser
Empfehlung darauf hin, dass

rechtsstaatliches Handeln und die
Wahrung der Menschenrechte
zentrale Aus- und Fortbildungs-
themen der Polizeien seien und
fährt fort:

„Unnötige oder übermäßige
Gewaltanwendung wird ebenso
wie die Beschimpfung festgenom-
mener Personen nicht toleriert.
Von Polizeibediensteten verübte
Ehrverletzungen und unverhält-
nismäßige Gewaltanwendungen
werden straf- und disziplinar-
rechtlich verfolgt.“

Schutzvorkehrungen

Unter „Schutzvorkehrungen
(safeguards)“ versteht der Anti-
Folter-Ausschuss Rechte wie das
auf Benachrichtigung von Ange-
hörigen oder Dritten, Zugang zu
einem Anwalt und Konsultation
eines Arztes. Diese Grundrechte
stehen Jeder und Jedem zu, und
zwar ab dem Moment des Polizei-
gewahrsams.

Das CPT beklagt einleitend,
dass sich die Situation auf diesem
Gebiet seit dem letzten Besuch
nicht verändert habe; eine Reihe
notwendiger Verbesserungen sei-
en noch nicht umgesetzt worden,
obgleich sie vom Ausschuss in frü-
heren Berichten ausdrücklich
empfohlen worden wären.

Es führt dann zum Recht auf
Benachrichtigung von Angehöri-
gen aus, dass nach seinen Feststel-
lungen bei Verdächtigen einer
Straftat normalerweise dieses
Recht erst mit Beginn der formel-
len Vernehmung durch die Krimi-
nalpolizei zugestanden werde,
und beklagt, dass §§ 127 und  127
b StPO noch immer kein forma-
les Recht auf Benachrichtigung
der Angehörigen vorsähen, bevor
der Festgenommene dem Richter
vorgeführt würde.

Schließlich fordert der Anti-
Folter-Ausschuss die Bundes- und
Länderbehörden auf, unverzüg-
lich sicherzustellen, dass allen
Festgenommenen das Recht auf

Silvia Casale,
britische Kri-
minologin und
Präs ident in
des aus der
„Europäisch-
en Konvention
zur Verhütung
von Folter und
unmenschli -
cher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe“ hervorgegange-
nen Antifolterkomitees des Euro-
parates (CPT), aufgenommen 2002
in Straßburg.                  Foto: dpa

Unter der Überschrift „Da kommt was auf uns zu“ hat
Autor Hartmut Seltmann in DP 10/05 über den anste-
henden Besuch des Anti-Folter-Ausschusses des
Europarats (CPT = Committee for the Prevention of
Torture and Inhuman or Degrading Treatment or
Punishment) berichtet.
Inzwischen wurde der 95-seitige Bericht des  CPT über
seinen Besuch vom 20. November bis 2. Dezember
2005 auf Wunsch der Bundesregierung zusammen mit
deren Antwort veröffentlicht.
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Benachrichtigung von Angehöri-
gen ab dem Moment der Festnah-
me gewährt wird. Er gesteht zu,
dass dieses Recht unter bestimm-
ten Umständen zum Schutz der
rechtmäßigen Interessen der po-
lizeilichen Ermittlungen einge-
schränkt werden kann, fordert
aber, dass diese eindeutig im Ge-
setz beschrieben sind und ange-
messene Maßnahmen zum Schutz
vor Missbrauch getroffen werden
(wie z. B.: jede Verzögerung der
Benachrichtigung muss schriftlich
unter Angabe der Gründe fest-
gehalten und von einem Vorge-
setzten, der mit dem Fall nicht
befasst ist, oder einem Staatsan-
walt genehmigt werden).

Die Bundesregierung stimmt
der Auffassung des CPT zu, dass
es in der StPO keine Regelung
gibt, die dem Verhafteten bereits
unmittelbar nach seiner Festnah-
me das Recht einräumt, Dritte zu
benachrichtigen; sie meint aller-
dings, aus der Europäischen
Menschenrechtskonvention erge-
be sich auch keine Verpflichtung
dafür, sie sei aber bereit, die Ein-
führung eines derartigen Rechts
mittelfristig zu prüfen.

Zum Recht auf Zugang zu ei-
nem Anwalt beklagt das CPT,
dass Verdächtigen einer Straftat
nach deutschem Recht lediglich
dann dieses Recht eingeräumt
würde, wenn sie zum Beschuldig-
ten erhoben wären. In der Praxis
bedeute dies, dass erst mit forma-
ler Vernehmung durch die Krimi-
nalpolizei dieses Recht zugestan-
den würde, nicht aber schon in
den manchmal mehreren voraus-
gehenden Stunden seit der Fest-
nahme, während derer auch
bereits informelle Befragungen
durchgeführt würden.

Der Ausschuss fordert Bundes-
und Länderbehörden auf, sicher-
zustellen, dass das Recht auf Zu-
gang zu einem Anwalt allen Per-
sonen, denen die Freiheit entzo-
gen worden ist, weil sie verdäch-
tig sind, eine Straftat begangen zu
haben, gleich zu Beginn ihrer
Freiheitsentziehung garantiert
wird (d. h. von Beginn ihres Poli-
zeigewahrsams an).

Die Bundesregierung erklärt
dazu in ihrer Stellungnahme, eine
Person sei Beschuldigter, wenn
die Strafverfolgungsbehörden
Maßnahmen mit dem erkennba-

ren Ziel ergriffen, gegen sie straf-
rechtlich vorzugehen. Spätestens
mit der Festnahme wegen der ver-
folgten Straftat werde daher auch
die Beschuldigteneigenschaft be-
gründet – damit bestehe auch das
Zugangsrecht zu einem Rechts-
anwalt.

Die Delegation hat den Ein-
druck gewonnen, dass das Verlan-
gen nach einem Anwalt von Per-
sonen, die nach Polizeirecht fest-
genommen wären, gewöhnlich re-
spektiert wird; es wurde aber er-
sichtlich, dass auf dieses Recht
nicht systematisch hingewiesen
wird.

Keine Beschwerden sind der
Delegation zugetragen worden
über verweigerte ärztliche Be-
treuung. Der Ausschuss hält es für
wünschenswert, dass – dem Bei-
spiel Hamburgs folgend – die
Länder Regularien schaffen, de-
nen zufolge es ein Recht auf Un-
tersuchung durch einen Arzt nach
Wahl des Festgenommenen
(dann aber ggf. auf seine Kosten)
gibt.

sich aber nicht um ein klassisches
Patienten-Arzt-Gespräch, wel-
ches der ärztlichen Schweige-
pflicht unterliege.

In allen besuchten Einrichtun-
gen war aber die Situation hin-
sichtlich der Information der Fest-

genommenen über ihre Rechte
unbefriedigend. Außer in der
Bundespolizeidienststelle Berlin
Bahnhof Zoo (in mehr als 60
Sprachen) und in der Polizei-
dienststelle in Hameln (allerdings
ohne Hinweis auf das Recht auf
Konsultation eines Arztes) wur-
den nirgendwo Informationsblät-
ter ausgehändigt.

Der Anti-Folter-Ausschuss for-
dert, die Bundes- und Landes-
behörden sollten unverzüglich si-
cherstellen, dass alle Festgenom-
menen am Beginn ihrer Freiheits-
entziehung umfassend über ihre

Rechte aufgeklärt werden. Zuerst
mündlich, mit dem ersten Betre-
ten einer Polizeidienststelle in
schriftlicher Form. Diese schrift-
liche Information sollte in ver-
schiedenen Sprachen zur Verfü-
gung stehen und von den Betrof-

fenen unterschrieben werden.
Die Bundesregierung hat in ih-

rer Antwort erklärt, sie sei bereit,
die Einführung einer entspre-
chenden Regelung mittelfristig zu
prüfen, da das derzeitige Straf-
verfahrensrecht die geforderte
Belehrung Festgenommener über
ihre Rechte im Polizeigewahrsam,
soweit die Festnahme im Zusam-
menhang mit einem Strafverfah-
ren steht, nicht vorsieht.

Hinsichtlich spezieller Jugend-
liche betreffender Fragestellun-
gen hat das CPT empfohlen,  bun-
desweit Schritte einzuleiten, die

In Frankfurt an der Oder sind
die Polizisten nach eigenen Anga-
ben regelmäßig während der me-
dizinischen Untersuchung anwe-
send, was das CPT wegen der Ver-
traulichkeit der ärztlichen Kon-
sultation für bedenklich hält. Es
erkennt im Einzelfall an, dass be-
sondere Sicherheitsvorkehrungen
getroffen werden müssen, ver-
neint aber jede Rechtfertigung für
systematische Anwesenheit der
Polizei bei medizinischen Unter-
suchungen.

Zu der Empfehlung des CPT,
Vorkehrungen zu treffen, damit
zukünftig medizinische Untersu-
chungen außerhalb der Hör- und
Sichtweite von Polizisten durch-
geführt werden, bemerkt die Bun-
desregierung, dass  alle Bundes-
länder darauf mit der Bitte um
Beachtung hingewiesen worden
seien, dass aber wohl ein Missver-
ständnis in sofern vorliege, als Po-
lizisten generell nur bei Blut-
entnahmen bei Verdacht einer
Straftat unter Alkoholeinfluss an-
wesend seien;  hierbei handele es

Blick in eine Gewahrsamzelle
der Polizei in Karlsruhe.

Foto: dpa
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sicherstellen, dass Jugendliche
keine Angaben machen oder kein
Schriftstück unterzeichnen im Be-
zug auf die Straftat, die ihnen vor-
geworfen wird, wenn keine Ver-
trauensperson und/oder Anwalt

anwesend sind.
Die Antwort
der Bundesre-
gierung hierzu
ist sehr ausführ-
lich und endet
mit der Feststel-
lung: „Nach
alledem ist eine
zwingende An-
wesenheit der
gesetzl ichen
Vertreter, eines
Erziehungsbe-
rechtigten, oder
einer sonstigen
Vertrauensper-
son und/oder
eines Rechtsan-
waltes bei der

Beschuldigtenvernehmung des Ju-
gendlichen nicht geboten. Aus
fachlicher Sicht könnte aber erwo-
gen werden, die Voraussetzungen
der Beschränkung des An-
wesenheitsrechts der gesetzlichen

Vertreter und Erziehungsberech-
tigten bei Vernehmungen in An-
lehnung an die geplante Änderung
des § 51 Abs. 2 JGG ausdrücklich
vorzusehen. Soweit die geltenden
gesetzlichen Regelungen und
Polizeivorschriften im Zusammen-
hang mit der Vernehmung von Ju-
gendlichen nicht immer beachtet
werden, haben vornehmlich die
Länder die erforderlichen Maß-
nahmen zur Abhilfe zu treffen.“

Die Haftakten wurden – bis auf
eine Ausnahme – als generell kor-
rekt geführt und detailliert be-
zeichnet.

Haftbedingungen

Die materiellen Bedingungen
in allen Einrichtungen werden als
im Ganzen adäquat für kurzzeiti-
ge Unterbringung bezeichnet.
Dennoch hatte die Delegation
festzustellen, dass an verschiede-

nen Orten keine Matratzen, zum
Teil noch nicht einmal Decken, für
über Nacht in Gewahrsam Ge-
nommene bereitgestellt wurden.
In Weimar waren die Zellen nicht
ausreichend beleuchtet (kaum na-
türliches Licht, künstliches Licht
unbefriedigend), in Berlin funkti-
onierte die Rufanlage nicht in al-
len Zellen. In verschiedenen Ein-
richtungen wurden keine oder nur
in begrenzter Anzahl Körper-
pflegemittel zur Verfügung ge-
stellt.

Das CPT betont abschließend,
dass die meisten, wenn nicht alle,
besuchten polizeilichen Gewahr-
samseinrichtungen nicht für eine
längere Unterbringung geeignet
sind. Auch die deutsche Polizei
kann also aus der Sicht des Anti-
Folter-Ausschusses des Europa-
rats noch besser werden; wie ge-
sagt: nobody is perfect.

Polizeioberrat Hartmut Seltmann

Ein Festgenommener wird von einem Polizisten
in die Arrestzelle gesperrt.                       Foto: dpa

ANTI-FOLTER-AUSSCHUSS
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KOLLEGEN MEINEN

Dieses Plakat fand ich kürzlich
bei dem Besuch eines Polizei-
kommissariats in einem Gott sei
Dank nicht Jedermann (aber
auch nicht nur Internen) zugäng-
lichen Raum.

Ich bin erschüttert!
Krank, unzufrieden, motivati-

onslos? Eine geradezu bodenlo-
se Frechheit!

Es erinnert mich an die „alten
Zeiten“ in denen es immer wie-
der Grabenkämpfe zwischen S
und K gab. Zwischenzeitlich ist
aber klar, dass die Basis sich ei-

gentlich immer – Ausnahmen
bestätigen die Regel – verstan-
den hat und sehr wohl mit der
Arbeit der jeweiligen „anderen
Seite“ umgehen konnte.

Hier wird eine Ideologie ver-
kauft, wie sie verdrehter und ver-
schrobener schon nicht mehr sein
kann. Sind wir nicht mühsam aus
dem Tal der in den 70ern und
80ern künstlich produzierten
Kluft zwischen S und K durch die
Reformen der letzten 13 Jahre
heraus? Ist das jetzt der Schritt
zurück?

Gefährlich diese Ideologie –
haben wir uns doch erst jetzt
wieder der linken und der rech-
ten Ideologien zu erwehren?

Da kommt es gerade recht,
auch noch intern Zwietracht zu-
sähen!

Ich bedauere diese arme fehl-

geleitete Mentee, die ja auch
noch glaubt, etwas Gutes und
Sinnvolles getan zu haben!

Wer kümmert sich um ihren
Mentor, der offensichtlich keinen
blassen Schimmer von der Arbeit
der Ermittler hat und mit derar-
tigen unfertigen Denkmodellen
nur Unfrieden stiftet? – und es
vielleicht noch nicht einmal
merkt, hoffentlich, damit man
ihm nicht „bösen Willen“ unter-
stellen muss.

Leider habe ich auf dem Pla-
kat keinen Hinweis auf die Ver-

antwortlichen gesehen.
Es gibt sicherlich genau

so viele Dinge, die dem Er-
mittler bei dem Gedanken
an den Dienst bei der
Schutzpolizei durch den
Kopf gehen. Um nicht wei-
ter Öl ins Feuer zu gießen,
gehe ich hier nicht darauf
ein – jeder weiß das selbst
sehr genau und hat es auch
als einen Grund erkannt,
nicht neidvoll auf die ande-
ren Dienste zu schauen.

Fragt doch mal die Er-
mittler, die immer und
immer wieder und
manchmal sogar aus ganz
bestimmten Gründen für
immer Dienst im ESD ma-
chen.

Ich habe da ganz andere
Töne gehört!

Auch Vorgesetzte, die dulden,
dass derartige Pamphlete aufge-
hängt werden, sollten sich selbst
mal auf ihr Verhältnis zum ge-
meinsamen Dienst der Polizei
überprüfen.

Ich jedenfalls würde meine
Loyalitätsrichtung bei derartig
undifferenzierten Meinungsäu-
ßerungen neu überdenken.

Bei so viel Ignoranz der Arbeit
der ermittelnden Dienste gegen-
über kann die Forderung nur
heißen:
• Wieder eine eigenständige Kri-

minalpolizei!
• Führungskräfte in getrennten

Ausbildungsgängen (S/K)!
• Eigenständige Auswahl und

Ausbildung von Polizeibeam-
ten für die Kriminalpolizei!

• Wiederauferstehung des durch

die neuen Führungsstrategien
arg demolierten Berufsstandes
des KRIMINALbeamten!

• ... und endlich Schluss mit den
Diffamierungen!
Ihr (ja, wer eigentlich?) habt

doch selbst Schuld, dass solche
Töne jetzt wohl immer häufiger
zu hören sein werden!

Ich bin seit 1964 Mitglied der
GdP (seit ‚76 K-Mann), weil ich
an EINE Polizei glaubte und ich

Grabenkämpfe zwischen S und K
gehe mal davon aus, dass die GdP
niemals hinter derartigen Zer-
würfnisstrategien steht.

Was ist bloß mit „meiner“ Po-
lizei los?

Schade, dass mein Antrag auf
Dienstzeitverlängerung abge-
lehnt wurde! (Weshalb eigent-
lich?)

Jetzt hätte es sich erst recht
gelohnt, zu kämpfen! (Deshalb?)

Dirk Homeier, Bückeburg
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Europaseminar: Polnische Polizei auf hohem
europäischem Niveau
Vom 17. bis zum 22.6.2007 führ-
te die Junge Gruppe (GdP) ihr dies-
jähriges Europaseminar durch.
Diesmal war das Reiseziel War-
schau.
  Vorab möchte ich mich noch
einmal im Namen aller Semi-
narteilnehmerInnen herzlich be-
danken bei der polnischen Gewerk-
schaft NSZZP, ihrem Vorsitzenden
Herrn Antoni Duda und allen sei-
nen engagierten KollegInnen die
dieses Seminar möglich gemacht
haben. Ohne das engagierte Han-
deln der polnischen Gewerk-
schaftskollegInnen wäre dieses
interessante und schöne Seminar
nicht möglich gewesen.
  Wir können nicht über das gesam-
te Programm des Seminars berich-
ten und möchten daher hier eini-
ge Programmpunkte hervorheben.
  Unter anderem stand die Haupt-
stadtkommandantur Warschau auf
dem Programm. In Form einzelner
Vorträge wurden uns die Bereiche
Personalmanagement, Bekämp-
fung der Organisierten Kriminali-
tät und Umgang mit straffällig
gewordenen Jugendlichen sowie
der Bereich Prävention vorgestellt.
Es war interessant zu hören, wie
die polnische Polizei mit Themen
umgeht, die auch in der täglichen
Polizeiarbeit in Deutschland vor-
kommen.
  In der Hauptkommandantur Po-
len, dass ist die höchste polnische
Polizeidienststelle in Polen, trafen
wir den stellvertretenden Haupt-
kommandanten, Herrn Tomasz
Karczewski. Er bedankte sich für
unser Interesse an der polnischen
Polizei und sprach die Zusammen-
arbeit zwischen der deutschen und
polnischen Polizei an. Er betonte,
dass die polizeiliche Zusammen-
arbeit zwischen beiden Ländern
sehr wichtig ist und auch noch
weiter intensiviert werden sollte.
Im Anschluss wurden uns der Auf-
bau sowie die personelle Ausstat-
tung (rund 120.000 Mitarbei-

terInnen) der polnischen Polizei
vorgestellt.
  Ein weiterer Programmpunkt war
die europäische Grenzschutz-
agentur FRONTEX. Hier zeigte uns
der Kollege Uwe Reis auf, wie
schwer aber auch effizient Grenz-
polizeiarbeit sein kann, wenn sich
alle europäischen Grenzpolizeien
unter einem Dach zusammen fin-
den und arbeiten. Im europäischen
Kontext ist es nur logisch und

  Ebenso besuchten wir das inter-
nationale Schulungszentrum der
polnischen Polizei in Legionowo.
Wir wurden durch den Leiter, Herrn
insp. Jacenty Bakiewicz, begrüßt
und in der anschließenden Ge-
sprächsrunde wurden uns die Auf-
gaben und die Arbeitsweise des
Schulungszentrums vorgestellt.
  Hier konnten wir feststellen,
dass die polnische Polizeiaus-
bildung, nach unserer Meinung
einem guten Standard entspricht.
In Legionowo hatten wir die Mög-
lichkeit uns in weiteren Gesprä-
chen, unter anderem auch mit
polnischen KollegInnen in der Aus-
bildung über unsere Arbeits- und
Lebensbedingungen auszutau-
schen.
Ich persönlich ziehe für mich fol-
gendes Fazit für dieses Seminar:
Die polnische Polizei arbeitet auf
einem guten Niveau. Und das Se-
minar zeigte wieder, wie wichtig es
ist, sich als nationale Polizei-
gewerkschaft auf europäischer
Ebene mit anderen Polizei-
gewerkschaften auszutauschen.
Nur diese Kommunikation bringt
die Polizeiarbeit auch auf der eu-
ropäischen Ebene weiter.

NTZ

Mittendrin statt nur dabei!
G8, da war doch was? Genau,
da trafen sich 8 Menschen, um
in entspannter Runde u.a. über
die Problematik des weltweiten
Klimawandels und der Entwick-
lung in der 3. Welt zu beraten.

Damit ein reibungsloser Verlauf
des Gipfels gewährleistet werden
konnte, war hier natürlich die

professionelle Arbeit der Polizei
gefordert. Daher sorgten viele
von euch für die Sicherheit der
Staatsgäste in unserem Lande.

So war es nur selbstverständlich,
dass die Junge Gruppe, wie
bereits in den letzten Jahren bei
den Castor-Einsätzen mit einem
Betreuungsteams vor Ort war.

schlüssig, dass es einen An-
sprechpartner für die Polizeiarbeit
zur Sicherung der europäischen
Außengrenze gibt. Natürlich ist die
Grenzsicherung eine nationale
Angelegenheit, doch FRONTEX
zeigt, das bei besonderen Situati-
onen, ein verlässlicher Partner auf
europäischer Ebene zur Verfügung
steht, der durch seine Arbeit und
Koordination hilfreich unterstützen
kann.

Gut ein Dutzend junger Kollegen
und Kolleginnen vom BKA, der
Bundespolizei und den einzelnen
Landespolizeien waren im Zeit-
raum vom 2. bis 10. Juni vor Ort.

Unter dem Motto Aktiv-Plus Be-
treuung der Jungen Gruppe (GdP)
boten wir wieder über eine
Telefonhotline allen Kollegen und

Junge Gruppe beim G8-Gipfel in Heiligendamm
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Kolleginnen eine 24-stündige
Erreichbarkeit für unseren Ein-
kaufservice an. Ebenso hatten
wir immer ein offenes Ohr für
auftretende Probleme und ver-
suchten hier Lösungen zu finden.

Die Resonanz auf unser Be-
treuungskonzept war überwälti-
gend. Teilweise überschritten die
zahlreichen Wünsche und Anfra-
gen die vorhandenen Kapazitä-
ten, so dass es manchmal Eng-
pässe in der zeitnahen Umset-
zung gab. Besonders oft gab es
Großbestellungen bei uns für vor
Ort ansässige Fastfoodketten.
Ansonsten reichte die Palette
von Schokolade über Nähzeug
und Apothekendiensten bis hin
zu KFZ-Ladekabeln für Handys
und Laptops. Besonders beliebt
waren auch die Junge Gruppe
Give-aways wie G8 Pins, Karten-
spiele und Aschenbecher.

Sehr dankbar waren wir für die
Unterstützung und gute Zusam-

menarbeit mit den Kollegen und
Kolleginnen des Landesbezirkes
Mecklenburg-Vorpommern. Die-
se ermöglichten uns u.a. täglich
eine große Menge an Eis und
Kuchen an die Einsatzkräfte zu
verteilen. Hier noch einmal herz-
lichen Dank an den Landesbezirk
Mecklenburg-Vorpommern.

 Es gab auch eine Vielzahl von
Problemen, die an uns herange-
tragen worden sind. Hauptsäch-
liche Kernpunkte der Kritik wa-
ren hierbei die teilweise unange-
messene Unterbringung der Ein-
satzkräfte, die offensichtlich
mangelhafte Versorgung (Essen-
proben wurden uns vorgelegt;
z.B. ein in Folie eingeschweißtes
Schnitzel, dass aussah wie die
Hinterlassenschaft eines durch-
fallerkrankten Hundes), die
Dienstzeiten von bis zu 20 Stun-
den und mehr und der nicht zu-
friedenstellende Kommuni-
kationsfluss zwischen Polizei-
basis und Polizeiführung. Hier
müssen wir noch einiges aufar-
beiten und nachbereiten. Wir
bleiben hier selbstverständlich
am Ball.

Hoffentlich sorgt die erschre-
ckende Gewaltbereitschaft und
durchorganisierte Struktur des
polizeilichen Gegenübers, wie wir
sie in Rostock leider live miter-

leben mussten, bei den Verant-
wortlichen in der Politik für ein
Umdenken im Umgang mit unse-
rer Polizei. Die Zukunft wird es
zeigen. Wir werden aber auf je-
den Fall beim nächsten Einsatz
wieder mit unserem Team für
Euch vor Ort sein.

           JG

Die Junge Gruppe Hessen hat
den Auftakt ihrer Veranstaltungs-
reihe an den Bereitschaftspolizei-
standor ten sehr gut hinbe-
kommen. Der erste Teil stand
unter dem Thema: Die nächste
Einkommenssteuererklärung
kommt – Grundwissen und
Tipps.
Die Veranstaltungen waren gut
besucht und viele Teilneh-
merInnen haben den Aktiven der
Junge Gruppe bestätigt, dass
dies eine gute und sinnvolle Ver-
anstaltung gewesen sei, und
dass sie diese Tipps gut für ihre
Steuererklärung gebrauchen kön-
nen.

Und die nächsten Veranstaltun-
gen warten schon:
Kick Off – Kleinfeld-Fußball-
turnier der GdP

Die Junge Gruppe wird an allen
Bereitschaftspolizeistandorten
in Hessen ein Fußballturnier aus-
richten.
Wir werden am 13.9.2007 in
Lich beginnen. Die weiteren Ter-

mine entnehmt ihr bitte den je-
weiligen Plakaten, die an den
Standor ten frühzeitig ausge-
hängt werden. Achtet einfach auf
den o. g. Titel.
Alle jungen Polizeibeschäftigte
können teilnehmen, egal ob GdP-
Mitglied oder nicht, Auszubilden-
de oder PolizeibeamtInnen.
Einfach einen Namen für euer
Team ausdenken, acht Frauen
und/oder Männer braucht es nur
und los geht’s. Tolle Preise gibt
es auch noch zu gewinnen.
Also meldet euer Team per Mail
an (jg@gdp-online.de) und
gebt bitte an, an welchem Stand-
ort ihr antreten wollt.
Viel Spaß und Glück.
                                          JZ

Junge Gruppe Hessen aktiv

Eine Gruppe des Betreuungsteams im Einsatz.                  Fotos (3): JG
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Berichtet wird die Geschichte
eines Ex-Junkies, dem der Leis-
tungssport den Weg zurück ins
Leben ermöglicht: Andreas
Niedrig, zwischen 1997 und 2006
einer der besten Triathleten der
Welt. In dem Buch erzählen er
und Jörg Schmitt-Kilian (Krimi-
nalkommissar, ehemaliger
Rauschgiftfahnder und erfolg-
reich als Autor verschiedener Pu-
blikationen sowie in der Drogen-
und Gewaltprävention tätig)

über alle Hö-
hen und Tiefen
seines Lebens.
Seine Drogen-
karriere be-
gann, als er 12
Jahre alt war.

Er beginnt
mit Haschisch
und kommt
über Speed

und Kokain zu Heroin, wird
schließlich heroinsüchtig. Um
den Drogenkonsum zu finanzie-
ren, stiehlt und betrügt er – be-
geht die typischen Delikte der
Beschaffungskriminalität.

Auch Frau und Kind können
ihn nicht von der selbstzer-
störerischen Sucht abhalten und
verlassen ihn schließlich. Mehr
als einmal schrammt er knapp
am Tod vorbei, begeht sogar ei-
nen Selbstmordversuch. Von der
Drogenmafia verfolgt und ganz
unten angekommen, beginnt er
mit unvorstellbarer Willenskraft,
sein Leben von Grund auf zu än-
dern. Im Sport findet er eine
neue Herausforderung und
schafft es gegen viele Widerstän-
de zu einem der weltbesten Tri-
athleten. Selbst die drohende
Amputation eines Beines hält

Vom Junkie zum
Ironman

Grundlagen der
Rechtsmedizin

Zum Handwerkszeug eines
jeden Polizisten und Juristen ge-
hören heutzutage Grundkennt-
nisse der Rechtsmedizin. Von
großer Bedeutung ist für sie da-
her, einen übersichtlichen und
kompakten Einstieg in das viel-
fältige Themengebiet zu bekom-
men. Rechtsmedizinische Stan-
d a r d w e r k e
helfen dabei
nur bedingt
weiter: Pfle-
gen sie doch
eine fach-
s p e z i f i s c h e
Sprache und
sind nicht auf
den Ermitt-
l u n g s a l l t a g
ausgerichtet. Diese Lücke
schließt jetzt das Buch von Wolf-
gang Huckenbeck „Grundlagen
der Rechtsmedizin“, gibt es doch
dem medizinischen Laien eine
aktuelle, übersichtliche und
praxisorientierte Einführung un-
ter besonderer Berücksichtung
der kriminalistischen Fragestel-
lung. Erschienen ist       es im Ver-
lag Deutsche Polizeiliteratur als
Band 6 der Reihe „Lehr- und
Studienbriefe Kriminalistik/Kri-
minologie“.

Lehr- und Studienbriefe Krimi-
nalistik/Kriminologie, Grundla-
gen der Rechtsmedizin, Dr.
Wolfgang Huckenbeck, 1. Auf-
lage 2007, VERLAG DEUT-
SCHE POLIZEILITERATUR
GMBH, 120 Seiten, Broschur,
12,90 Euro im Abonnement,
14,90 Euro im Einzelbezug,
ISBN 978-3-8011-0564-8

ihn nicht auf. Seine Familie kehrt
schließlich zu ihm zurück. Im Juli
2006 bestritt Andreas Niedrig mit
dem Ironman in Roth den letz-
ten Profiwettkampf seiner sport-
lichen Karriere.                    now.

Vom Junkie zum Ironman – Die
zwei Leben des Andreas Nied-
rig, Jörg Schmitt-Kilian,
Andreas Niedrig, Heyne Verlag
München, 2007, Originalaus-
gabe, 256 Seiten, 7,95 Euro,
ISBN 978-3-453-64034-4

Mit dem handlichen, für die
Neuauflage aktualisierten Pra-
xisbuch erhält
der Polizeibe-
amte in kon-
z e n t r i e r t e r
Form wichtige
und immer
wieder benö-
tigte Informa-
tionen für die
Überprüfung
von Fahrzeugen und Fahrzeug-
führern.

Der Autor hat die Änderun-
gen eingearbeitet, die zum 1.
März 2007 in Kraft treten. Hier
ist insbesondere die neue Fahr-
zeug-Zulassungsverordnung
(FZV) zu nennen. Damit werden
Regelungen über die Zulas-
sungspflicht und die Haftpflicht-
versicherung (StVZO), über die
Zulassung ausländischer Kraft-
fahrzeuge (VOInt) sowie über
die Führung der Fahrzeugre-
gister und die Datenübermitt-
lung (FRV) in einer Vorschrift
zusammengefasst.

Die Themenbereiche des
Praxisbegleiters sind:
•  Fahrerlaubnisrecht Übersicht

alter und neuer FE-Klassen,
Besitzstandswahrung alter FE-
Klassen, Verwendung von
Schlüsselzahlen, Bestimmun-
gen für Inhaber ausländischer
Fahrerlaubnisse

• Kontrolle von Fahrzeugen u.a.
von Mofa, FmH 45, KKR 45,

Überprüfung von
Fahrzeugen und
Fahrzeugführern

Kraftrad, dreirädrigem Klein-
kraftrad, Elektro-Scooter, Pkw,
Kleinst-Pkw, vierrädrigem
Leichtkraftfahrzeug, KOM,
Lkw und zulassungspflichti-
gem Anhänger

• Verkehrsstraftaten mit den §§
142, 315b, 315c, 316 StGB

Die komplizierten und sich
häufig ändernden Regelungen
des Verkehrsrechts sind in leicht
erfassbaren Checklisten aufbe-
reitet. Sie geben dem Polizei-
vollzugsbeamten bei der Ver-
kehrsüberwachung und -kon-
trolle die nötige Sicherheit, wenn
er vor Ort entscheiden muss.

Überprüfung von Fahrzeugen
und Fahrzeugführern – Die
wichtigsten Rechtsvor-
schriften als Checklisten über-
sichtlich aufbereitet,  Robert
Daubner, Richard Boorberg
Verlag, 2007, 7. überarbeitete
Auflage, 60 Seiten, DIN A6,
7,50 Euro, ISBN 978-3-415-
03820-2

Neben einführenden Fall-
beispielen und der Beschreibung
der polizeilichen Situation um
den Bereich einer unbeabsichtig-
ten Schussabgabe wird der Be-
griff der Absicht aus verschiede-
nen wissenschaftlichen Perspek-
tiven näher beleuchtet. eine Be-
standsaufnahme zur Thematik
erarbeitet sowie ein Überblick

über verschie-
dene physiolo-
gisch-motori-
sche und psy-
chologische
Faktoren ge-
geben, die zur
Erklärung der
unbeabsichtig-
ten Schussab-
gabe herange-

zogen werden oder zumindest ei-
nen Einfluss auf ihr Entstehen
haben können. Aus der Gesamt-
heit der theoretischen Betrach-
tungen zum Phänomen der un-
beabsichtigten Schussabgabe
wurden Hypothesen abgeleitet,
die in einer empirischen Unter-

Die unbeabsichtig-
te Schussabgabe

suchung geprüft wurden.  Letzt-
endlich wurden mögliche
Schlussfolgerungen für die poli-
zeiliche Aus- und Fortbildung
bzw. Praxis sowie Forschungs-
konsequenzen aufgezeigt.

Die unbeabsichtigte
Schussabgabe durch Polizei-
kräfte, Clemens Lorei, Verlag
für Polizeiwissenschaft,
418 Seiten, 29 Euro,
ISBN 3-935979-59-2
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